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Vorwort1

Behindertenvertrauenspersonen (BVP) spielen eine wichtige Rolle für die 
Integration beeinträchtigter KollegInnen in die Arbeitswelt. Sie und ihre 
StellvertreterInnen haben die wirtschaftlichen, sozialen, gesundheitlichen 
und kulturellen Interessen der begünstigt behinderten ArbeitnehmerInnen 
wahrzunehmen.

118.844 Personen in Österreich  (22.253 in Oberösterreich) sind 2019 
laut Geschäftsbericht des Sozialministeriumsservice begünstigt Behin­
derte – das heißt Personen mit einem vom Sozialministeriumservice be­
scheidmäßig festgestellten Grad der Behinderung von mindestens 50 %. 
64.274 Personen in Österreich / 13.246 Personen in Oberösterreich da­
von sind erwerbstätig. DienstgeberInnen, die in Österreich 25 oder mehr 
DienstnehmerInnen beschäftigt haben, sind verpflichtet, auf jeweils 
25 Beschäftigte eine(n) begünstigt Behinderte(n) einzustellen, ansonsten 
ist eine Ausgleichstaxe zu bezahlen.1 

Gerade bei gesundheitlichen Fragen sind BVP wichtige PartnerInnen der Be-
triebsrätInnen und PersonalvertreterInnen. Vor allem stetige Veränderungen in 
der Arbeitswelt – wie längere Lebensarbeitszeit, erhöhter Druck und höhere Pro-
duktivität bei geringerem Personalstand auf Kosten der Gesundheit der Beschäf-
tigten, Arbeitslosigkeit, neue Krankheitsbilder wie Burnout, Krebserkrankungen, 
Covid-19 etc. machen die Arbeit der Behindertenvertrauenspersonen unerläss-
lich. Bei der Komplexität dieser Thematik und den zahlreichen gesundheitlichen 
Fragestellungen, stoßen BetriebsrätInnen und PersonalvertreterInnen oft an ihre 
Belastungsgrenze. Deshalb sieht die/der GesetzgeberIn vor, dass BetriebsrätIn-
nen und PersonalvertreterInnen in ihrer täglichen Arbeit von Behindertenver-
trauenspersonen (BVP) als Vertretung von begünstigt behindertern KollegInnen 
entlastet bzw. unterstützt werden.

Zu den wichtigsten Aufgaben der Behindertenvertrauenspersonen gehört es, darüber 
zu wachen, dass die arbeitsrechtlichen Vorschriften für beeinträchtige Menschen 
im Berufsleben eingehalten werden. Mängel werden, wenn erforderlich, an den 
Betriebsrat, die BetriebsInhaberInnen und auch an das Arbeitsinspektorat weiter 
kommuniziert, um auf deren Beseitigung hinzuwirken.
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Genauso wird von Behindertenvertrauenspersonen auf die besonderen Bedürf-
nisse von beeinträchtigten ArbeitnehmerInnen hingewiesen und Vorschläge zu 
Fragen der Beschäftigung, der Aus- und Weiterbildung sowie beruflicher und 
medizinischer Rehabilitation werden erarbeitet. Die Beratung und Begleitung 
begünstigt behinderter ArbeitnehmerInnen im Betrieb und im Arbeitsprozess 
zählen dabei zu ihren Kernaufgaben. Wesentlich ist dabei auch proaktiv zu er-
kennen, wenn Personen in ihrer Gesundheit soweit beeinträchtigt sind oder 
werden, dass ihnen der Status „begünstigt behindert“ zustünde (Stichwort 50+ 
oder schwere Erkrankungen während des aktiven Berufslebens). Dabei stehen 
auch die Schaffung von geeigneten Arbeitsplätzen für gesundheitlich beein-
trächtigte KollegInnen und präventive Maßnahmen der betrieblichen Gesund-
heitsvorsorge im Fokus.

Gleichzeitig ist es notwendig die UnternehmerInnen und KollegInnen zu sen-
sibilisieren, um mit Vorurteilen aufzuräumen. Denn es gibt immer noch viele 
Menschen, die glauben, ein beeinträchtigter Mensch könne nicht die volle Leis-
tung bringen und sei nutzlos für das Unternehmen. Dabei wird das oft mit dem 
Einschätzungsgrad der Behinderung verwechselt, denn wenn jemand 50 % in 
seinem Feststellungsbescheid hat, heißt das nicht gleichzeitig, dass er/sie nur 
50 % Leistung bringen kann.

Damit die Arbeit und Vernetzung der Behindertenvertrauenspersonen – als Ar-
beitnehmerInnenvertretung beeinträchtigter KollegInnen – innerhalb der Gewerk-
schaften weiter forciert wird, ist 2018 das Funktionsforum „Arbeit mit Beeinträchti-
gung“ für Behindertenvertrauenspersonen in Oberösterreich gegründet worden. 
Es setzt sich aus VertreterInnen aller Gewerkschaften (PRO-GE, GPA, Younion, 
Bau-Holz, Vida, GÖD und GPF) zusammen. Dabei ist vorgesehen, dass sämt-
liche VertreterInnen selbst Behindertenvertrauenspersonen sind und somit die 
Anliegen beeinträchtigter KollegInnen besonders einfühlsam vertreten können.

Für die Funktion „Behindertenvertrauensperson“ sind nur die im Betrieb 
beschäftigten, begünstigt Behinderten wählbar und es dürfen auch nur 
begünstigt Behinderte die Behindertenvertrauensperson wählen.2
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Vorwort1

Mit dieser Broschüre zum Thema „100 Jahre Behindertenvertretung“ will das 
Funktionsforum „Arbeit mit Beeinträchtigung“ für Behindertenvertrau­
enspersonen im ÖGB OÖ einen Überblick über die geschichtlichen Entwick-
lungen und den Umgang von Menschen mit Beeinträchtigungen in den letz-
ten Jahrzehnten bieten. Am Anfang wurden die sogenannten „Krüppel“ meist 
noch aus der Gesellschaft ausgeschlossen und verzichteten teilweise sogar auf 
ihr Recht auf Leben. Später mussten sie oft ihr Leben im „Siechenhaus“ (heute 
würde man Alten- und Pflegeheim sagen) verbringen. Auch im Nationalsozialis-
mus wurden Menschen mit geistiger oder körperlicher Beeinträchtigung wieder 
als „unwertes Leben“ qualifiziert und im Rahmen der NS-„Euthanasie“ ermordet. 
Erst einigen engagierten VertreterInnen unter den beeinträchtigten KollegInnen 
und engagierten Menschen aus der ArbeitnehmerInnenbewegung, war es zu 
verdanken, dass sich die Situation von Menschen mit Beeinträchtigung stetig 
verbessert hat und ihre Rechte in der Sozialgesetzgebung Fuß fassten. Dabei 
rückten im Laufe der Zeit die Interessen der Kriegsinvaliden immer mehr in den 
Hintergrund und Menschen mit Beeinträchtigung, aufgrund von Krankheit oder 
von Geburt, in den Fokus. Bereits 1955 wurde „Gebt uns Arbeit statt Almosen“ 
gefordert.

Heute gibt es zahlreiche Initiativen, Organisationen und Vereine, die sich mit 
den Anliegen beeinträchtigter KollegInnen auseinandersetzen und unterschied-
liche Aufgaben erfüllen. 1981 wurde von den Vereinten Nationen das inter­
nationale Jahr für Behinderung ausgerufen und das Thema wurde medial 
und politisch in den Fokus gerückt. Seit Mitte der 1980er Jahre war das Leitbild 
der Behindertenarbeit, Menschen mit Behinderung als mit eigenen Fähigkeiten 
ausgestattet, wahrzunehmen und das selbstbestimmte Leben von Menschen 
mit Beeinträchtigung rückte in den Vordergrund. 2003 erklärte die Europäische 
Union zum Europäischen Jahr der Menschen mit Behinderung und setzte 
den Schwerpunkt insbesondere auf Sensibilisierung, Eingliederung und Antidis-
kriminierung.

Während in den letzten Jahrzehnten viele Fortschritte für Menschen mit Be-
einträchtigung erzielt wurden, waren gerade in den letzten Jahren wieder viele 
Einschnitte zu verzeichnen. Daher erfordert es weiterhin, aktiv zu bleiben und 
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sich politisch einzubringen. Genau dafür steht das Funktionsforum des 
ÖGB OÖ „Arbeit mit Beeinträchtigung“ für Behindertenvertrauensperso­
nen. Denn wie es bereits der ORF 1990 in der Sendung „Club 2“ anlässlich des 
Hungerstreiks für Pflegegeld zu sagen wusste: „mit Behinderten und Pflege-
bedürftigen verbindet man oft die Gedanken Almosen und Mitleid, aber auch 
Duldsamkeit und Dankbarkeit … jetzt auf einmal treten selbstbewusste Behin-
derte auf und agieren wie Gewerkschaftsfunktionäre, streiken für ihre Rechte …
um Forderungen durchzusetzen und auf sich und ihre Probleme aufmerksam zu 
machen …“.  

Daher agieren wir als selbstbewusste GewerkschafterInnen, um gemein­
sam auf unsere Anliegen und die Anliegen aller Menschen mit Beein­
trächtigung aufmerksam zu machen, für unsere Rechte einzutreten und 
unsere Forderungen politisch einzubringen!

Abb. 1: Die Anschauung über „den Krüppel“ in der Urgesellschaft3
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Die Anschauung 
über „den Krüppel“ in der Urgesellschaft2

In der Urgesellschaft wurden Krüppel meist ausgeschlossen. Nur falls ein Krüp-
pel für die Gesellschaft nützlich war, bekam er auch Anerkennung in dieser. Oft 
verzichteten sie aber auch auf ihr Recht auf Leben, um der Gesellschaft nicht 
hinderlich zu sein. Erst im römischen Grundgesetz von 450 v. Chr. bekam der 
Krüppel erstmals einen kleinen Schutz: „Der Hausvater der kraft seiner Haus-
gewalt des Römischen Privatrechts über Leben und Tod der zu seinem Familien-
verband gehörigen Glieder verfügt, hat für die Tötung des gebrechlichen Kindes 
Sorge zu tragen, nur muss er dazu die Zustimmung von mehreren Verwandten 
haben.“

Erst schrittweise verbesserte sich die Situation – nach und nach in den griechi-
schen Staaten und dann im Römischen Recht unter Kaiser Konstantin 325 n. Chr. 
Es entwickelte sich ein neues Verantwortungsgefühl und die christliche Nächs-
tenliebe.3

Österreichische Entwicklungen bis ins beginnende zwanzigste Jahrhundert 
und maßgebliche Personen zur Entwicklung der Behindertenvertretung

Was Österreich betrifft, wurden 1937 noch alle Krüppelfragen nach dem Ar-
mengesetz von 1863 behandelt, obwohl das längst nicht mehr zeitgemäß war. 
Während 1863 nur handwerkliche Produktion möglich war, gab es im zwan-
zigsten Jahrhundert bereits verbesserte Behandlungsmöglichkeiten und viele 
maschinelle Möglichkeiten, die auch eine Arbeit von Körperbehinderten möglich 
machte.4

Die Behindertenvertretung in Österreich reichte bereits bis zum 1. Weltkrieg zu-
rück, als 1915 Siegfried Braun (auf tschechisch Vítězslav Braun) im „Siechen-
haus“ Wien daran arbeitete, eine „Auskunfts- und Beratungsstelle für Krüppel“ 
zu errichten. Er wurde am 28. Dezember 1893 in Müglitz (Mohelnice) in Mähren 
in eine jüdische Familie geboren. Als 12jähiger erkrankte er und litt monatelang 
unter schmerzhaften Gelenksentzündungen. Als er wieder „gesund“ war, waren 
Füße, Hände und Körper verkrüppelt. Später konnte er nur mehr den Kopf und 
die Hände bewegen, sodass er im täglichen Leben auf Assistenz- und Pflege-
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dienste angewiesen war und sich mit Hilfe eines „Rollwagens“, also eines Roll-
stuhls, bewegen musste. Als 20jähriger übersiedelte er nach Wien, weil er sich 
von den dortigen – für die damalige Zeit modernen sozial-medizinischen – Ein-
richtungen Hilfe für ein selbstständiges Leben erwartete. Er wurde aber auf die 
Versorgung im „Siechen- und Versorgungsheim“ (heute würde man Alten- und 
Pflegeheim sagen) verwiesen. Daraufhin wurde seine Idee eine Institution für 
politisch-emanzipatorische Selbsthilfe zu schaffen, geboren. 1919 hatte er be-
reits hundert Personen als unterstützende Mitglieder geworben.5

Neben Siegfried Braun war Ferdinand Hanusch maßgeblich an der Behinderten-
politik in Österreich beteiligt. Hanusch wurde am 9. November 1866 in Oberdorf 
bei Wigstadtl in Österreichisch-Schlesien geboren und war ein sozialdemokra-
tischer Politiker sowie Gründer der Arbeiterkammer und prägender Mitgestalter 
der österreichischen Sozialpolitik in der Ersten Republik. Mit 25 Jahren enga-
gierte er sich aktiv in der Arbeiterbewegung und 1897 wurde er Gewerkschafts- 
und Parteisekretär in Sternberg. 1903 wurde er nach Wien geholt und zu einem 
der Vorsitzenden der Reichskommission der Freien Gewerkschaften gewählt. Mit 

Abb. 2: Zivilinvalide Siegfried Braun
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Die Anschauung 
über „den Krüppel“ in der Urgesellschaft2

41 Jahren wurde er 1907 als Sozialdemokrat Abgeordneter zum Reichsrat bis 
zum Ende der österreichisch-ungarischen Monarchie. Von 1918 – 1920 war er in 
den von der Nationalversammlung gewählten Staatsregierungen Staatssekretär 
(= Minister) für soziale Fürsorge beziehungsweise ab 1919 Staatssekretär für 
soziale Verwaltung. Mit seinem Wirken sind viele soziale Errungenschaften und 
Regelungen zum Schutz der Interessen der Arbeitenden verbunden. 1920 wurde 
er erster Direktor der Arbeiterkammer Wien. Ihm zu verdanken ist ein zeitge-
mäßes Krankenkassenwesen und ein großer Ausbau der Sozialversicherungen, 
Urlaubsanspruch für ArbeiterInnen, ein durch Kollektivvertrag garantierter 
Mindestlohn, die 48-Stunden-Arbeitswoche, das Verbot der Kinderarbeit für 
Kinder unter 12 Jahren, die Arbeitslosenversicherung, das Betriebsrätegesetz, 
die sechswöchige Karenzzeit für gebärende Frauen und die Errichtung der Kam­
mern für Arbeiter und Angestellte. Er legte den Grundstein für die später ein-
geführte Alters- und Invaliditätsversicherung der ArbeiterInnen. Seine Sozial
gesetzgebung diente als Vorbild für viele Staaten.

Ferdinand Hanusch war durch seine umfangreichen Vorarbeiten als Staatssekre-
tär für soziale Verwaltung maßgeblich daran beteiligt, dass am 1. Oktober 1920 
das Invalidenbeschäftigungsgesetz, der Vorläufer vom heutigen Behinderten-
einstellungsgesetz, von der österreichischen Nationalversammlung beschlossen 
wurde.6

Abb. 3: Ferdinand Hanusch
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Die österreichische Behindertengesetzgebung reicht bis zum 1. Weltkrieg zurück. 
1915 wurde der erste Versuch unternommen staatliche Reglementierungen auf 
dem Gebiet der Kriegsbeschädigtenfürsorge sowie die finanziellen Ressourcen 
zu bündeln. Zuvor war das die Sache der Gebietskörperschaften. Dabei sollte 
zwar nichts Neues entwickelt werden, aber doch Bestehendes planmäßig ver-
einigt werden, um eine Ergänzung zur Fürsorge der Kriegsverwaltung und zu 
den Diensten des Roten Kreuzes zu bieten.6

Die Landeskommissionen stellten insofern eine bedeutende Innovation dar, als 
sie den ersten Versuch staatlicher Reglementierung, des bis dahin im Wesent-
lichen den untergeordneten Gebietskörperschaften überlassenen Feldes der 
sozialen Fürsorge, markierten. Konkret hielt ein Erlass des Innenministeriums im 
Februar 1915 die Landeschefs aller Kronländer an, unter ihrem Vorsitz Landes-
kommissionen zur Fürsorge für heimkehrende Krieger einzurichten, um in die-
sen die Anstrengungen auf dem Gebiet der Kriegsbeschädigtenfürsorge sowie 
die verfügbaren finanziellen Ressourcen für diese Fürsorge zu bündeln.7

Zentrale Ziele dabei waren die Wiederherstellung der Arbeitskraft, die Reintegra-
tion in den Arbeitsmarkt und die Gesellschaft sowie die Abwehr des dauernden 
Unterstützungsbedarfs. Nach und nach begann der dafür notwendige Aufbau 
des Verwaltungsapparats und die Ausgestaltung der Landeskommissionen.8

1915 war das idealtypische Reintegrationsmodell der staatlich organisierten 
sozialen Kriegsbeschädigtenfürsorge wie folgt aufgebaut:9

	 1. Erste Heilung
	 2. Nachbehandlung
	 3. Berufsberatung
	 4. Invalidenschulung
	 5. Arbeitsvermittlung
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Die Anschauung 
über „den Krüppel“ in der Urgesellschaft2

In Österreich gab es zu dieser Zeit neben der Berufshauptberatungsstelle vier 
– auf verschiedene Berufsfelder spezialisierte – Berufsvorberatungsstellen. Die 
Berufshauptberatungskommission bestand aus sieben Mitgliedern, deren Vor-
sitz ein Vertreter des Militärkommandos führte.

In Wien wurden vier Berufsberatungsstellen für die Angehörigen gewerblicher, 
landwirtschaftlicher, kaufmännischer und sonstiger Berufe errichtet. Über die 
Notwendigkeit einer beruflichen Ausbildung für beeinträchtigte Personen ent-
schied eine siebengliedrige Berufshauptberatungsstelle.

Abb. 4: Herkunftsländer und Berufe der Kriegsbeschädigten –  
Ergebnis der Kriegsbeschädigtenzählung, 31.3.1918
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Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung  
(vor 1920):

Invalidenentschädigungsgesetz StGBl Nr. 245/1919
»	 Rechtsanspruch auf unentgeltliche berufliche Ausbildung zur Wiedergewin­

nung oder Erhöhung der Erwerbsfähigkeit.

Invalidenbeschäftigungsgesetz StGBl Nr. 459/1920
»	 Erstmalige Verpflichtung der Betriebe zur Einstellung von begünstigten 

Kriegsbeschädigten entsprechend der Anzahl der ArbeitnehmerInnen. Ein­
führung von Schutzbestimmungen über Entlohnung und Kündigung.



16

1920 – 19303

1920 veranlasste Staatssekretär Ferdinand Hanusch, „der Vater der Sozialge-
setzgebung“, die Einstellung und Beschäftigung von Kriegsgeschädigten.10 Das 
Invalidenbeschäftigungsgesetz trat am 1. Oktober 1920 in Kraft und enthielt 
damals schon die Ausgleichstaxenzahlungen (siehe StGBl. Nr 459 § 9 in Abb. 5).11

Das Invalidenbeschäftigungsgesetz vom 1. Oktober 1920 (StGBl. Nr. 459) ver-
pflichtete bereits Unternehmen ab einer Beschäftigtenzahl von 20 Arbeitneh-
merInnen mindestens einen „Kriegsbeschädigten“ und auf je 25 weitere Be-
schäftigte einen weiteren „Kriegsbeschädigten“ zu beschäftigen.12

1924 bis 1926 erfolgte die  
Gründung des „Selbsthilfebund  
der Körperbehinderten Öster­
reichs“13. Dieser wollte gesell-
schaftlichen Anschluss der Kör-
perbehinderten, Beschaffung von 
Arbeitsmöglichkeiten und die 
Gleichstellung leistungsfähiger 
Krüppel mit den Gesunden und 
einen gesetzlichen Schutz gleich 
mit dem der Invaliden.14

Durch die Aufnahme von Be-
triebsinvaliden beziehungsweise 
Unfallrentnern und ihren Ein-
fluss auf die Ausrichtung des 
Selbsthilfebundes, gerieten die 
Interessen der sogenannten Ge-
burts- und Krankheitskrüppel all-
mählich ins Abseits. Es wurde eine 
Trennung vollzogen und so grün-
dete sich 1926 die erste öster­
reichische Krüppelarbeitsge­
meinschaft, die nach eigenen 
Schätzungen cirka 60.000 Perso-Abb. 5: Vgl. StGBl. 459/1920 zit.
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nen vertrat. Die Krüppelarbeitsgemeinschaft wurde von Zivilkrüppeln gegründet 
und die Errichtung einer Krüppelarbeitswerkstätte in Wien wurde vorangetrie-
ben. Ziel war die wirtschaftliche Verbesserung all jener Krüppel, die schon von 
Geburt an krüppelhaft waren oder durch Krankheit oder Unfall krüppelhaft ge-
worden sind. Eine besondere Aufgabe der Gemeinschaft wurde auch im Abbau 
von Vorurteilen gesehen. Der Zivilinvalide Sigfried Braun forderte die Zählung 
der Zivilinvaliden, die Schaffung eines Krüppelfürsorgegesetzes, die Errichtung 
von Krüppelheimen und Schulen.15 So wurde Siegfried Braun auch erster Ob-
mann der Krüppelarbeitsgemeinschaft.16

1927 wurde die Zeitschrift „Der Krüppel“ gegründet, die von 1927–1938 ver-
öffentlichte. „Der Krüppel“ war das Mitteilungsorgan der „Krüppelarbeitsge­
meinschaft / Vereinigung der Körperbehinderten Österreichs“. 

Abb. 6: Krüppelarbeitsgemeinschaft Wien

Abb. 7: Der Krüppel, Nr. 1 1927, S. 1
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1920 – 19303

Die Arbeitsgemeinschaft war in den 20er- und 30er-Jahren ein Dachverband 
von Betroffenen, Selbsthilfegruppen, Selbsthilfeorganisationen und Selbsthilfe-
einrichtungen sowie von Rehabilitationspersonal (wie ÄrztInnen) und Sonder-
schullehrerInnen, die vermutlich eine gewisse Nähe zu den SozialdemokratInnen 
gehabt hatten. Die Forderungen der Krüppelarbeitsgemeinschaft sind politisch 
nicht entsprechend aufgenommen worden, was mit der späteren Entwicklung 
in Richtung Dollfuss-Regime / Austrofaschismus in Verbindung zu bringen ist.17

Weiters eröffneten im Jahr 1927 die Werkstätten der ersten österreichischen 
Krüppelarbeitsgemeinschaft in Wien und St. Pölten. Es wurden dadurch 30 Ar-
beitsplätze für beeinträchtigte Menschen geschaffen.18

Bereits 1927 machte sich bemerkbar, dass Siegfried Braun, als Obmann der 
Krüppelarbeitsgemeinschaft, an die Grenzen seiner Belastbarkeit geriet. 1928 
schien für ihn alles zu viel geworden zu sein. Er trat als Obmann zurück und 
übergab an seinen Nachfolger Hugo Matzner.19

1928 fand eine Konferenz der Krüppelfürsorge statt, die von der „ethnischen 
Gemeinde“ in Wien veranstaltet wurde. Es nahmen VertreterInnen der deut-
schen und österreichischen „Krüppelarbeitsgemeinschaften“, PolitikerInnen und 
leitende BeamtInnen daran teil. Die Konferenz hatte die Aufgabe, die Öffent-
lichkeit und die in Betracht kommenden Behörden, auf die Notwendigkeit und 
Dringlichkeit einer planmäßigen, produktiven Krüppelfürsorge hinzuweisen und 
das öffentliche Gewissen aufzurütteln.20 

1928 fand weiters die Versammlung der Krüppelarbeitsgemeinschaft statt, um 
die früheren Mitglieder des Zentralverbandes der Zivilinvaliden, soweit sie 
Krüppel durch Krankheit oder Geburt waren, für die Arbeitsgemeinschaft als 
Mitglieder zu gewinnen.21

Die Versammlung forderte in einer Resolution ein Krüppelfürsorgegesetz und 
Arbeit für Beeinträchtigte. Diesbezüglich beschlossen sie einen Protest gegen die 
Bundesregierung, die über den Versuch einer Schwächung der Sozialdemokratie 
„neue Krüppel“ schaffen wollte.22 
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Abb. 8: Resolution der Konferenz für Krüppelfürsorge, vgl. Kronenzeitung 21.02.1928, S. 4

Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung  
(1920 – 1930):23

Invalidenbeschäftigungsgesetz StGBl Nr. 459/1920
»	 Erstmalige Verpflichtung der Betriebe zur Einstellung von begünstigten 

Kriegsbeschädigten entsprechend der Anzahl der ArbeitnehmerInnen. Ein­
führung von Schutzbestimmungen über Entlohnung und Kündigung.
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1931 – 19404

Am 10. Dezember 1931 hielt der sozialdemokratische Abgeordnete Hans Jiricek 
im österreichischen Nationalrat eine Grundsatzrede „über das Krüppelproblem“24 
und sah es als ethische und sittliche Pflicht der Gesellschaft für die Krüppel zu 
sorgen. Er wies darauf hin, dass es neben Kriegsinvaliden und Invaliden der Ar-
beit auch Krüppel von Geburt und aufgrund Krankheit oder Unfall gab, die ohne 
jede Rente leben mussten. Zu dieser Zeit wurde die Anzahl krüppelhafter Men-
schen auf 60.000 in Österreich geschätzt. Bei geeigneten Maßnahmen könne 
man bei einem Drittel die volle Erwerbsfähigkeit herstellen, bei einem weiteren 
Drittel teilweise und nur ein Drittel bliebe als erwerbsunfähig übrig. Eine ent-
sprechende Schulbildung und Behandlung wurde daher gefordert. Was die er-
wachsenen Krüppel betrifft, unterstrich er die Forderung der österreichischen 
Krüppelarbeitsgemeinschaft (1931 bestehend aus zwei Werkstätten in Wien und 
St. Pölten mit 38 Beschäftigten) nach der Schaffung von Arbeit. Er forderte die 
Errichtung eines Bundesgesetzes, das die Mindestbestimmungen über die Leis-
tungen der Krüppelfürsorge (wie ärztliche Behandlung, Schulbildung, Schaffung 
von Werkstätten, Gleichstellung mit Kriegsbeschädigten, menschenwürdige 
Wohnsituation, etc.) enthalten sollte und den Krüppeln einen rechtlichen An-
spruch auf diese Leistungen gewähren würde. Auch eine öffentliche Auftrags-
vergabe an die Krüppelarbeitsgemeinschaft wurde von ihm gefordert.25

Zeitgleich wurde 1931 der oberösterreichische „Landesverein der Körperge­
schädigten durch Geburt, Krankheit oder Unfall“ gegründet. Ein überpartei-
licher und nicht konfessioneller Verein, der sich weniger für die Hilfe des Staates 
und mehr für die Selbsthilfe der Krüppel aussprach. Ziel des Vereins war es auch, 
dass vollständig erwerbsunfähige Krüppel in Heimen des Landes Oberösterreich 
versorgt und für körperbeschädigte Personen Werkstätten eingerichtet würden. 
Auch für verkrüppelte Kinder wollte man Schulungen anbieten, damit sie als Er-
wachsene ihren Lebenskampf aufnehmen könnten.26 

1933 kam es zu einem wesentlichen Einschnitt in die Privatsphäre beeinträch-
tigter Personen, indem mit dem „Reichsgesetzblatt zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses“ die Zwangssterilisation ins Leben gerufen wurde.27 
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1937 stellte die erste österreichi-
sche Krüpplarbeitsgemeinschaft ein 
Neun-Punkte-Programm auf, um 
die Krüppelhilfe und -fürsorge zu 
fördern. Diese Forderungen wurden 
auch in der Zeitschrift „Der Krüp-
pel“ (1937) abgedruckt:

Sie sollten dem Armengesetz aus 
1863 entgegenstehen und wurden 
gestützt von der Schätzung, dass 
es in Österreich aufgrund der Ein-
wohnerzahlen rund 60.000 Krüppel 
geben müsste.28

Gesetzliche Regelungen diesbezüg-
lich konnten aber nur von Bund, 
Land und Gemeinden kommen. 
Da man davon ausging, dass diese 
Forderungen aufgrund der finan-
ziellen Situation nicht umsetzbar 
waren, überreichte die Krüppel-
arbeitsgemeinschaft 1938 der „Va-
terländischen Front“ und Kardinal 
Innitzer reduzierte politische For-
derungen.29 Leider blieben diese 
jedoch ebenfalls erfolglos.30

Kardinal Dr. Theodor Innitzer hielt 1937 bei der Weihnachtsfeier und dem gleich-
zeitigen 10jährigen Bestehen der Krüppelarbeitsgemeinschaft die Festrede. Er 
bezeichnete sein Kommen als Ausdruck besonderer Freundschaft für Körperbe-
hinderte und hob hervor, dass nicht das Äußerliche den Wert eines Menschen 
bestimme, sondern vielmehr die Reinheit der Seele, die Seelengröße und Cha-
rakterstärke.31

Abb. 9a: Forderungen der Krüppelarbeitsgemein-
schaft
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Abb. 9b: Forderungen der Krüppelarbeits-
gemeinschaft
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1938 passte sich die Krüppel-Arbeitsgemeinschaft widerstandslos den Natio-
nalsozialisten an. In der letzten Nummer der eigenen Zeitschrift „Der Krüp-
pel“ wurde dazu aufgerufen, die Nazis zu wählen. Es folgte die Eingliederung 
der österreichischen Krüppelarbeitsgemeinschaft in den Gesamtdeutschen 
Reichsbund der Körperbehinderten. Was aus den FunktionärInnen der Ver-
einigung geworden ist, wer überlebt hat und welche Rolle sie nach 1945 hatten, 
wurde zeitgeschichtlich nicht erforscht. Allerdings war sichtbar, dass die Nach-
kriegs-Behindertenpolitik in Österreich nahtlos die Politik der Zwischenkriegszeit 
fortsetzte und die Selbsthilfebewegungen inhaltlich wieder an den Forderungen 
der Krüppelarbeitsgemeinschaft ansetzten, ohne diese zu nennen.32

Abb. 10: Bekenntnis „Der Krüppel“ 1938
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Ebenfalls 1938 – mit dem Anschluss Österreichs im März – wurde die Heil- und 
Pflegeanstalt Mauer-Öhling bald zum Ort von NS-Medizinverbrechen, zum Aus-
gangspunkt von Transporten in die Tötungsanstalten und Drehscheibe inner-
halb des nationalsozialistischen Terrorapparats zur Durchsetzung von erb- und 
rassebiologischen Wahnvorstellungen. Mindestens 30.000 Menschen wurden 
während der nationalsozialistischen Herrschaft in Österreich als „unwertes 
Leben“ qualifiziert und im Rahmen der NS-„Euthanasie“ ermordet. Opfer wurden 
sowohl Erwachsene als auch Kinder mit geistiger oder körperlicher Behinderung 
und psychisch Kranke. Dennoch ist über die Vorgänge in der Klinik bei Amstetten 
in der NS-Zeit bis heute kaum geforscht oder publiziert worden.33

Nach der Besetzung Österreichs wurde das Invalidenentschädigungsgesetz am 
1. Oktober 1938 durch das deutsche Reichsversorgungsgesetz (RVG) vom Jahr 
1920 ersetzt. Als weitere Versorgungsvorschriften wurden das Wehrmachtfür-
sorge- und -versorgungsgesetz (WFVG) zur Versorgung der Angehörigen der 
neuen deutschen Wehrmacht und die Personenschädenverordnung (PSch VO) 
zur Versorgung der zivilen Opfer des Krieges erlassen.34

Im Oktober 1939 wurde aufgrund einer auf den 1. September 1939 rückdatierten 
Ermächtigung des Führers Adolf Hitler – die keinerlei Gesetzeskraft hatte – das 
Programm zur Tötung von körperlich behinderten Erwachsenen aufgenommen. 
Im Rahmen dieser von der Kanzlei des Führers organisierten Mordaktion (nach 
der Adresse Berlin, Tiergartenstraße 4 Aktion „T4“ genannt), wurde ein Großteil 
der AnstaltspatientInnen im Deutschen Reich in sechs Euthanasie-Anstalten – 
Brandenburg, Bernburg, Grafeneck, Hadamar, Hartheim und Sonnenstein – ab-
transportiert und dort mit Giftgas getötet.35

Im Frühjahr 1940 fanden in Hartheim innerhalb weniger Wochen Umbauarbei-
ten hinsichtlich einer Adaption des Schlosses zu einer Euthanasie-Anstalt statt.36

Im Mai 1940 setzte in Hartheim bei Linz der Massenmord ein.37
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Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung  
(1931 – 1940):38

Verordnung über die Einführung von Versorgungsgesetzen DRGBl I 1938
»	 Weitergeltung des Invalidenbeschäftigungsgesetz in der Ostmark.

Verordnung über die Beschäftigung Schwerbeschädigter DRGBl I 1940
»	 Erstmalige Einbeziehung von Unfallgeschädigten, Zivilblinden und Zivilinva­

liden in den Schutz des Invalidenbeschäftigungsgesetz.
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Auch nach dem offiziellen Stopp der Aktion »T4« im August 1941 diente Hartheim 
im Zeitraum 1941 bis 1944 als Tötungsanstalt für 8.000 bis 10.000 arbeitsun-
fähige oder missliebige Häftlinge aus den KZ Dachau, Mauthausen und Gusen. 
Ferner wurden in Hartheim einige hundert psychisch Erkrankte, nicht mehr zur 
Zwangsarbeit heranziehbare »OstarbeiterInnen« vergast. Nach dem Abbruch der 

Aktion »T4« gelangte ein Teil des Personals der 
Tötungsanstalten zum Einsatz bei der »Aktion 
Reinhard«, der Ermordung der Juden im Gene-
ralgouvernement in Polen. Die bei der Durch-
führung der Euthanasie gewonnenen Erfah-
rungen in der industriellen Vernichtung von 
Menschen wurden dabei in modifizierter Weise 
übernommen.39

Siegfried Braun lebte indes – nachdem er zuerst 
1939 von der Gestapo in Wien verhaftet, aber 
dann wieder frei gelassen wurde – in einem 
Alters- und Siechenheim in Mähren in der Nähe 
seines Heimatortes.40 Siegfried Braun war in der 
100-jährigen Geschichte der österreichischen 

Abb. 11: Vernichtungsanstalt 
Hartheim

Abb. 12: Freigabe 
Vernichtung  
unwerten Lebens

Abb. 13: Ärzte
befugnis
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Behindertenbewegung ein wichtiger und bisher nicht genügend gewürdigter 
Gründer und Aktivist. Er kann als zentraler Vertreter der ersten österreichischen 
Behindertenbewegung in den 1920er Jahren und als bisher unbeachteter Vor-
reiter der neuen an Gleichheits- und Menschenrechten orientierten Behinder-
tenbewegung (ab den 1960er/1970er Jahren) gesehen werden. Er kämpfte für 
sozialen Fortschritt und Modernisierung, benannte dabei Ziele und politische 
Forderungen, die bis heute für die internationale Selbstbestimmt-Leben-Bewe-
gung einen wichtigen Stellenwert haben.41 Im Juni 1943 wurde Braun in das KZ 
Theresienstadt deportiert. Er wurde mit dem vorletzten Theresienstädter Herbst-
transport (Transport Nr. 763) am 23. Oktober 1944 mit 1.714 anderen Menschen 
nach Auschwitz-Birkenau deportiert und ermordet.42

Mit einem Erlass von 1944 wurden einem 50% erwerbsgeminderten Zivilinva-
liden 70 Reichsmark als monatlicher Steuerfreibetrag gewährt (1962 waren es 
dann monatlich 875 Schilling bei 50% Behinderung, die abgeschrieben werden 
konnten).43

Im November 1945 nahmen die Staatsanwaltschaft Wien und die Bezirks-
gendarmerie Amstetten ihre Erhebungen betreffend der Patientenmorde in 
Mauer-Öhling auf, zweieinhalb Jahre später standen zwei Ärzte und 21 Ange-
hörige des Pflegepersonals aus den beiden niederösterreichischen „Heil- und 
Pflegeanstalten“ Gugging und Mauer-Öhling vor dem Volksgericht Wien. Von 
den neun angeklagten PflegerInnen aus Mauer-Öhling wurden sieben zu zwei 
bis drei Jahren schweren Kerkers wegen Mithilfe zum Meuchelmord verurteilt. 
Die meisten Verurteilten gingen jedoch nach wenigen Wochen schon wieder frei. 
Die vom Pflegepersonal angewandten Rechtfertigungs- und Entlastungsstrate-
gien waren: nur den „Dienst getan“ zu haben.44

Nach Ende des zweiten Weltkriegs wurde 1945 der KOBV, der Kriegsopfer- 
und Behindertenverband, als Selbsthilfeorganisation der Kriegsopfer, gegrün-
det. Ziel war es, den über 500.000 Kriegsopfern eine umfassende Rehabilitation 
und Integration in den Beruf und die Gesellschaft zu ermöglichen. Somit war 
der KOBV auch immer wieder Begleiter für Österreichs Behindertenpolitik, da es 
gelang, viele ursprünglich für den Personenkreis der Kriegsopfer geschaffenen 
Regelungen auch auf Personen auszudehnen, deren Behinderung andere Ur
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sachen hat.45

1946 beschloss der Nationalrat das Invalideneinstellungsgesetz (seit 1970 Be-
hinderteneinstellungsgesetz)46, das bis heute mehrmals novelliert wurde.

Auch die „Erste österreichische Krüppelarbeitsgemeinschaft“ (Vereinigung der 
Körperbehinderten Österreichs) nahm im Jahr 1946, im Rahmen des Vereinsre-
organisationsgesetzes vom 31. Juli 1945, kurzfristig die Vereinstätigkeit wieder 
auf.47 

Weiters erfolgte 1946 die Gründung des Österreichischen Blindenverbands 
(ÖBV) als bundesweite Organisation. Nach und nach traten in den Folgejahren 
alle Bundesländer als autonome Landesgruppen bei.48 Blindenselbsthilfe war in 
Österreich bereits seit 1804 ein Thema. Damals begann Johann Wilhelm Klein 
blinde Menschen regelmäßig zu unterrichten. Zwar hatte sich seit damals die 
Situation der Betroffenen bereits verbessert, jedoch muss der Blinden- und 
Sehbehindertenverband Österreich (ÖBSV) selbst im 21. Jahrhundert noch 
gegen zahlreiche Diskriminierungen ankämpfen.49

1948 entstand die Menschenrechtscharta der Vereinten Nationen, in der 
sich die Menschenrechte manifestierten. Sie schließen keine Menschengruppe 
aus, sodass Menschen mit Behinderung diese allgemeinen Menschenrechte 
selbstverständlich auch zustehen.50

Gleichzeitig fanden 1948 die Anfänge der Selbsthilfe behinderter Personen 
nach dem 2. Weltkrieg, unabhängig von den Organisationen der Kriegsopfer, 
statt. Der emigrierte Wiener jüdischer Herkunft, Ernst Kohn, kam 1948 aus dem 
chinesischem Exil zurück und gründete nach chinesischem Muster mit einigen 
Freunden den (Wiener) „Krüppelverband“, um LeidensgenossInnen an Ver-
einsabenden zu einer warmen Mahlzeit zu verhelfen beziehungsweise Zukunfts
perspektiven für sie zu finden.51

Es wurde von dieser Gruppe eine Werkstätte nach dem Vorbild der Selbsthilfe-
werkstätten in den 20er/30er Jahren in Österreich gegründet, die aber bald an 
Misswirtschaft eines korrupten Buchhalters, der in die eigene Tasche wirtschaf-
tete, scheiterte.52
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Am 20.11.1948 wurde auf Anregung von Rudolf Gschwendtner in Linz eine 
Krüppelarbeitsgemeinschaft gegründet. Der Vorgängerverein des heutigen 
oberösterreichischen Zivil-Invalidenverbandes. Hintergrund war unter ande-
rem die große Benachteiligung von „Zivil-Invaliden“, also jenen Personen, die 
von Geburt an durch Krankheit oder Arbeitsunfälle eine Behinderung hatten, 
gegenüber den „Kriegsinvaliden“. Durch eine Verordnung zum Invalidenbeschäf-
tigungsgesetz im Oktober 1946 wurden die Zivil-Invaliden sukzessive aus dem 
Arbeitsmarkt verdrängt, um Arbeitsplätze für Kriegsheimkehrer zu schaffen. Zu-
dem gab es keine rechtlichen und finanziellen Absicherungen. Bis zu diesem 
Zeitpunkt setzte sich niemand für die Bedürfnisse dieser Zielgruppe ein. Die 
ersten Obmänner, Franz Ratzenböck und Rudolf Baumgartner, wollten durch 
den Verband eine Interessensvertretung für die „Behindertenschaft“ gründen 
und den Betroffenen Selbstvertrauen und Lebenssinn vermitteln.53

Auch der Krüppelverband in Linz, der in den 1950er Jahren zum Österreichi-
schen Körperbehindertenverband wurde und eine Werkstatt für Menschen mit 
Behinderung (Schneiderei) errichtete, musste diese ebenfalls – aufgrund von 
Absatzschwierigkeiten – bald wieder schließen.54

Abb. 14: Ehem. Landesobmänner des OÖZIV
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1949 erfolgte die Gründung 
des Zentralverbands der In­
validen Österreichs. Im Jahr 
1950 vereinigten sich der 
Krüppelverein Wien und die 
Zentralorganisation der Zivil-
invaliden Österreichs, letztere 
stellten den Obmann.55 Als 
Name wurde Zivilinvali­
denverband gewählt und es 
wurde ein Forderungskatalog 
aufgestellt (siehe Abb. 15).

1950 kamen Zivilblinde und 
Zivilinvalide (teilweise bereits 
ab einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 25 %) in den Genuss der Begüns-
tigungen des Invalideneinstellungsgesetzes (IEinstG). DienstgeberInnen waren 
verpflichtet auf 15 DienstnehmerInnen einen Invaliden und auf je 20 weitere 
DienstnehmerInnen einen weiteren Invaliden zu beschäftigen.56

Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung 
(1941 – 1950):57

Verordnung über die Verlängerung der Geltungsdauer des Invalidenbeschäfti-
gungsgesetzes in den Alpen-und-Donau-Reichsgauen DBGBl I 1942
»	 Befristung des Invalidenbeschäftigungsgesetzes mit einem Jahr nach Ablauf 

des Krieges.

Rechts-Überleitungsgesetz, StGBl Nr 6/1945
»	 Weitergeltung der nach dem 13. März 1938 in Geltung gestandenen Rechts­

vorschriften.

Abb. 15: Forderungen Zivilinvalidenverband 1950
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Invalideneinstellungsgesetz, BGBl Nr. 163/1946
»	 Aufhebung des Invalidenbeschäftigungsgesetz samt der beiden Deutschen 

Verordnungen;
»	 Erweiterung des Kreises der einstellungspflichtigen DienstgeberInnen und 

Herabsetzung der Pflichtzahl;
»	 Einbeziehung der politischen Opfer in den Kreis der begünstigten Personen;
»	 Gleichstellung von Invaliden mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 

mindestens 30 %, mit begünstigten Invaliden ab einer Minderung der Er­
werbsfähigkeit von 50 %; Anrechnung der Gleichgestellten zur Hälfte auf die 
Pflichtzahl;

»	 Schaffung der Grundlage für die Berufsfürsorge unter Zusammenarbeit der 
Arbeitsmarktverwaltung;

»	 Verbot der Minderung des Entgeltes aus dem Grunde der Invalidität;
»	 Einführung des besonderen Kündigungsschutzes für begünstigte Invaliden in 

Betrieben mit einer Mindestbeschäftigung von 15 bzw. 20 ArbeitnehmerIn­
nen;

»	 Ausfertigung und Einziehung der Einstellungsscheine und Gleichstellungsbe­
scheinigungen durch das Landesinvalidenamt;

»	 Überwachung der Beschäftigungspflicht und Arbeitsvermittlung durch die 
Arbeitsämter;

»	 Rechtsmittelverfahren;
»	 Verankerung der Rechte und Pflichten der Betriebsvertretungen und 

der Vertrauensmänner der begünstigten Invaliden;

Verordnung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen 
mit den beteiligten Bundesministerien vom 25. Februar 1947, BGBl Nr. 74, über 
die Einstellung und Beschäftigung Invalider (Erste Durchführungsverordnung 
zum IEinstG, BGBl Nr. 74/1947, in der Folge BG BGBl Nr. 33/1948)
»	 Berechnung der Pflichtzahl in Saisonbetrieben, in Betrieben, die Heimarbeiter 

beschäftigen und bei kurzfristigen Beschäftigungen;
»	 Zusammensetzung des Ausgleichstaxfonds – Beirates;
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»	 Zusammensetzung und Wirkungskreis der Invalidenauschüsse und Einstell­
ausschüsse.

Änderung des IEinstG, BGBl Nr. 146/1950
»	 Einbeziehung der Zivilblinden in den Schutz des IEinstG;
»	 Einbeziehung von Zivilinvaliden mit bestimmten Körpergebrechen im Wege 

der Gleichstellung;
»	 Ausbau des besonderen Kündigungsschutzes;
»	 Erhöhung der Ausgleichtaxe von 600 Schilling auf 900 Schilling;
»	 Verankerung der persönlichen Rechte und Pflichten der Invalidenver­

trauensperson;
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Der 1948 gegründete Krüppelverband Linz wurde in den 1950er Jahren zum 
„Österreichischen Körperbehindertenverband“.58

1953 wurden im § 102 Einkommenssteuergesetz Freibeträge für behinderte 
Menschen eingeführt59 und auch der Kündigungsschutz weiter ausgebaut.60

1955 geht in die Selbstbewusstseinsentwicklung behinderter Menschen ein. Am 
14. Juni 1955 „humpelten, zappelten und fuhren“ (so ein behinderter Zeitzeuge) 
behinderte Menschen über die Ringstraße, um die Gleichberechtigung mit den 
Kriegsinvaliden herbeizuführen.61 Dadurch wurde zum Beispiel die Blindenbei-
hilfe erreicht.62

Bei dieser ersten Demonstration in Wien für Arbeit und Gleichstellung mit 
Losungen wie „Gebt uns Arbeit statt Almosen“ und „Wir fordern Gleichstellung 
mit Kriegsinvaliden“, entwickelte sich die erste Lobby behinderter Menschen.63

Abb. 16: Demonstration 14.06.1955
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Die in Linz gegründete „Krüppelarbeitsgemeinschaft (Vorgängerverein des 
heutigen OÖ Zivil-Invalidenverbandes) wurde 1957 in den „Österreichischen 
Körperbehindertenverband“ (ÖKV) umbenannt und die Denkweise moder-
nisierte sich.64 In diese Zeit fällt auch die Errichtung eines eigenen Gebäudes 
in der Wiener Straße (Linz). Damals wurde dort eine Werkstatt für behinderte 
Menschen und das Büro der Landesleitung untergebracht. Ab 1952 wurden die 
ersten Orts- und Bezirksgruppen gegründet, die als eigene Vereine Menschen 
mit Behinderung betreuten.65

1958 machte sich der ÖKV für ein bundesweit einheitliches Behindertengesetz 
stark, um die Abhängigkeit vom Armenrecht zu beenden. Die Bundesländer 
lehnten eine einheitliche Regelung aber ab. Das führte zu den Landesbehinder-
tengesetzen, wie wir sie heute kennen.66

Auf Initiative von Franz Ratzenböck pachtete der ÖKV Ende der 1950er Jahre ein 
Gasthaus im Mühlviertel (Kirchschlag), um ein Erholungsheim für die Mitglieder 
anzubieten.67

Seit 1960 gibt es den Behindertenparkausweis.68

Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung  
(1951 – 1960):69

Änderung des IEinstG, BGBl Nr. 165/1952
»	 Ausgleich bei der Erfüllung der Beschäftigungspflicht von Dienststellen des 

Bundes, der Länder, der Bezirke und der Gemeinden;
»	 Einbeziehung der Volksdeutschen in den Kreis der begünstigten Personen und 

der Gleichgestellten sowie deren Förderung aus Mitteln des Ausgleichstaxen­
fonds;

»	 Nichteinrechnung bestimmter Gruppen von DienstnehmerInnen in die 
Pflichtzahl.

Änderung des IEinstG 1953, BGBl Nr. 55/1958
»	 Herabsetzung des für die Gleichstellung erforderlichen Prozentsatzes der 

Minderung der Erwerbsfähigkeit von 30 % auf 25 % bei leicht Beschädigten.
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1962 beschließt der oberösterreichische Verein „Österreichischer Körperbe­
hindertenverband“ (vormals Krüppelgemeinschaft) sich mit den „Zivilinva­
liden Österreichs“ zusammenschließen, so entstand der Österreichische 
Zivil-Invalidenverband (ÖZIV). Der ÖZIV wurde mit Landesgruppen – nach und 
nach in allen Bundesländern – gegründet. Es entstanden auch 75 Bezirksgrup-
pen und viele Ortsgruppen. Der ÖZIV sollte sich deutlich vom Kriegsopferverband 
abgrenzen. Wobei man sich an den Errungenschaften des Kriegsopfergesetzes 
orientierte und Programme erstellte, um die gleichen Versorgungsleistungen 
politisch durchzusetzen.70 

Erst in den 60er Jahren des 20. Jahrhunderts gelang es somit erstmals auch die 
Interessen behinderter Menschen, die diese Behinderung von Geburt an bezie-
hungsweise später durch Krankheit oder Unfall erworben haben, in den Blick-
punkt zu rücken. Kurz nach dem zweiten Weltkrieg wurde nämlich den Kriegs-
opfern von der Politik deutlich mehr Aufmerksamkeit zu Teil. Heute ist der ÖZIV 
eine zukunftsorientierte Interessenvertretung von und für Menschen mit Be-
hinderungen. Er ist eine der ältesten und mit rund 25.000 Mitgliedern auch eine 
der größten Behindertenorganisationen Österreichs.71

Abb. 17: Führungskräfte OÖZIV seit 1948
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Im Gegensatz zu den westlichen Bundesländern war die Funktionärsriege im 
Wiener ÖZIV bald überaltert. Junge behinderte Mitglieder gründeten daher 
andere Vereine, weil die Chance aktiv ihre Ideen einzubringen „gleich Null war.“ 
Aus dem Österreichischen Zivil-Invalidenverband entstand in Wien der „Club 
junger Behinderter“ (CjB) und aus ihm und der AbsolventInnenvereinigung 
der Handelsschule Phorusgasse der „Club Handicap“ als Interessensvertretung 
und später (ab 1977) der Träger eines Sonderfahrtendienstes für behinderte 
Menschen.72 

Schon zwei Jahre bevor das Behindertengesetz in Oberösterreich in Kraft trat, 
erfolgte 1963 die Gründung des „Invalidenhofes Schlüßlberg“, einer Arbeits- 
und Ausbildungsstätte für „Teilarbeitsfähige“. Der Visionär Walter Resinger 
wollte hier jungen Menschen mit Beeinträchtigung die Möglichkeit bieten sich 
beruflich zu qualifizieren und eine fixe Arbeitsstelle im landwirtschaftlichen 
Bereich zu finden. Es handelte sich dabei um ein Prestigeprojekt der oberös-
terreichischen Landesgruppe des ÖZIV und eine Kooperation zwischen Arbeits-
amt, Landarbeiterkammer, Jugendfürsorge und dem Land Oberösterreich.73 Vom 
ÖZIV wurden in den Folgejahren noch weitere ähnliche Projekte realisiert (z.B. 
Hof Tollet 1994, zur Arbeitseingliederung junger Menschen mit Behinderung in 
die freie Wirtschaft und Hof Feichtlgut Ende 1990/Anfang 2000 zur Schaffung 
nachschulischer Arbeits- und Wohnmöglichkeit für Kinder mit schweren Beein-
trächtigungen).74

1964 trat schließlich in Oberösterreich das Landesbehindertengesetz in Kraft.75

1966 wurde auf der Basis eines Vertrages zwischen dem Berufsförderungs
institut Oberösterreich (BFI OÖ) und der oberösterreichischen Landesregierung 
eine geschützte Werkstätte, heute FAB (Verein zur Förderung von Arbeit und 
Beschäftigung) ProWork, in Linz eröffnet.76 FAB ist ein österreichweiter, ge-
meinnütziger Verein, der auf die Arbeitsmarktintegration von Menschen mit so-
zialen oder körperlichen Beeinträchtigungen spezialisiert ist. Ziel ist, die Chancen 
von Menschen zu erhöhen, die eine schlechte soziale Ausgangsposition haben, 
um ihnen zu einer möglichst umfassenden Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
zu verhelfen.77 Im Mittelpunkt stehen dabei arbeitssuchende Menschen und 
jene mit Beeinträchtigungen, die beim Zugang zum Arbeitsmarkt benachteiligt 
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sind.78 FAB ProWork beschäftigt im Auftrag des Landes Oberösterreichs auch 
heute noch Menschen mit Beeinträchtigungen gemäß dem oberösterreichi-
schen Chancengleichheitsgesetz. Es bietet einerseits dauerhafte Arbeitsplätze 
in eigenen Produktionsstätten mit sozialpädagogischer Betreuung, andererseits 
die Möglichkeit einer betreuten und begleiteten Arbeitskräfteüberlassung (ge-
schütze Arbeit in Betrieben) am sogenannten ersten Arbeitsmarkt.79 Wobei man 
unter erstem Arbeismarkt den „normalen“ Arbeitsmarkt versteht, auf dem Ar-
beits- und Beschäftigungsverhältnisse bestehen, wohingegen beim sogenann-
ten zweiten Arbeitsmarkt diese nur mit Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik 
zustande kommen80 beziehungsweise Beschäftigungsverhältnisse nur mithilfe 
von öffentlichen Fördermitteln erhalten oder geschaffen werden können.81

Im Juli 1967 wurde die Lebenshilfe Österreich als erste österreichweite Inte-
ressensgemeinschaft für Menschen mit intellektueller Behinderung durch eine 
Elternbewegung (Eltern, LehrerInnen und SympathisantInnen) in den verschie-
denen Bundesländern gegründet. 1970 wurde die lose Interessensgemeinschaft 
zu einem Dachverband ausgebaut.82 Die Lebenshilfe Österreich engagiert sich 
für die Verwirklichung einer inklusiven Gesellschaft auf Grundlage der UN-Be-
hindertenrechtskonvention und formuliert konkrete Forderungen an Politik und 
Gesellschaft.83 Heute werden über 11.000 Menschen mit intellektuellen Behin-
derungen beim Wohnen, beim Arbeiten und bei der Durchsetzung der eigenen 
Rechte von der Lebenshilfe an cirka 500 Standorten und mit 7.000 Mitarbeiter-
Innen unterstützt.84 Am 21. Oktober 1969 wurde auch in Oberösterreich ein ge-
meinnütziger, interkonfessioneller, neutraler Verein „Lebenshilfe Oberösterreich“ 
in Vöcklabruck gegründet.85

Im Jahr 1968 stellte der ÖZIV ein Forderungs- und Arbeitsprogramm vor, das 
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unter anderem folgende Punkte enthielt:86

➔	 Forderung nach geschützten Arbeitsplätzen und geschützten Werkstätten
➔	 Anerkennung als Interessenvertretung
➔	 regelmäßige Valorisierung der steuerfreien Pauschalbeträge
➔	 doppelte Kinderbeihilfe
➔	 eine eigene Lehrkanzel für Rehabilitationsmedizin
➔	 eine einheitliche Bauordnung zur Beseitigung baulicher Barrieren
➔	 behindertengerechte öffentliche Verkehrsmittel

Ab 1969 forderte der ÖZIV einen einheitlichen Behindertenpass, der erst in den 
frühen 1990ern realisiert wurde.87 

Dafür wurde aber bereits 1969 das Invalideneinstellungsgesetz auf die Zivil
invaliden ausgeweitet und auf 20 Jahre befristet beschlossen. Diese Errungen-
schaft konnte in Zusammenarbeit von KOBV und ÖZIV erreicht werden. Durch 
eine einheitliche Vorgehensweise aller Behindertenorganisationen konnte dann 
(1989) auch erreicht werden, dass diese in eine unbefristete Regelung über-
ging.88

Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung 
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(1961 – 1970):89

IEinstG 1969 vom 11. Dezember 1969, BGBl Nr. 22/1970
»	 Befristete Verfassungsbestimmung über die Zuständigkeit des Bundes in der 

Gesetzgebung und Vollziehung;
»	 Übernahme der Bestimmungen – die bisher Gegenstand der 1. Durchfüh­

rungsverordnung zum IEinstG BGBl Nr. 74/1947, in der Fassung der Verord­
nung BGBl Nr. 33/1948, waren – in das Gesetz;

»	 Hinaufsetzung der Pflichtzahl von 15 bzw. 20 DienstnehmerInnen auf 20 bzw. 
25 DienstnehmerInnen;

»	 Aufnahme der versorgungsberechtigten PräsenzdienerInnen in den Perso­
nenkreis der begünstigten Invaliden;

»	 Begründung des Rechtsanspruchs auf Gleichstellung;
»	 Erhöhung der Altersgrenze von 16 auf 18 Jahre für die Nichtberücksichtigung 

von Jugendlichen bei Errechnung der Gesamtzahl der DienstnehmerInnen zur 
Feststellung der Beschäftigungspflicht;

»	 Übertragung von Aufgaben der Arbeitsmarktverwaltung auf die Landesinva­
lidenämter;

»	 Vereinheitlichung und Valorisierung der Ausgleichtaxe;
»	 Einführung der Verjährungsbestimmung für die Vorschreibung und Eintrei­

bung der Ausgleichstaxen;
»	 Auflösen der Invalidenausschüsse bei den Landesämtern und Übergang der 

Aufgaben an die bei den Landesinvalidenämtern neu errichteten Invaliden­
ausschüsse;

»	 Vereinfachung der Administration in den Betrieben;
»	 Überwachung der Erfüllung der Beschäftigungspflicht durch die Landesinva­

lidenämter;
»	 Vereinheitlichung des Instanzenzuges;
»	 Konkretisierung der Strafbestimmungen und Erhöhung der Obergrenze für 

die Geldstrafe.
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Anfang der 1970er Jahre verzeichnete der Zivilinvalidenverband (ÖZIV) Ober-
österreich durch die Novellierung des Landesbehindertengesetzes einen starken 
Zuwachs von etwa 700 Mitgliedern innerhalb von vier Jahren.90 

Ein Jahr später, im Jahr 1971, ist von den Vereinten Nationen eine „Erklärung 
der Rechte geistig behinderter Menschen“ verabschiedet worden.91

Generell erfolgten Anfang der 70er Jahre des zwanzigsten Jahrhunderts viele 
Aktionen zur weiteren Vernetzung, wie zum Beispiel der Austausch des „Club 
Handicap“ in Wien mit Personen der deutschen CBF (Club Behinderte und 
ihrer Freunde). Sie waren in Deutschland die ersten Gruppen, die sich von tra-
ditionellen Selbsthilfegruppen abwandten und versuchten, ein neues Selbstbe-
wusstsein in Richtung Emanzipation und eine neue Sicht von Behinderung zu 
entwickeln. Sie wollten Menschen mit Behinderung anregen ihr Leben möglichst 
selbstständig zu führen und den gesellschaftlichen Diskurs mitzugestalten. Da-
bei setzten sie auf Partnerschaft zwischen Menschen mit und ohne Behinde-
rung. Bereits 1971 schlossen sich die lokalen deutschen Aktionskreise zu einer 
Bundesarbeitsgemeinschaft zusammen.92 Auch wurde 1971 die Befreiung 
von der Telefon-, Fernseh- und Rundfunkgebühr erreicht.93 1973 veranstaltete 
der Verband der Querschnittgelähmten (VQÖ) neben einem internationa-
len Sportfest in Wien gemeinsam mit dem „Club Handicap“ und dem „Verband 
aller Körperbehinderten“ (VAKÖ) einen „Kongress für Sozialarbeit und Re­
habilitation“. Es entsteht die Idee eines Dachverbandes aller Behinderten-
organisationen.94

1972 wurde die Schulfahrtbeihilfe und insbesondere auch die Schülerfreifahrt 
für Kinder mit Behinderungen ins Leben gerufen.95

Abb. 18: Schulfahrtbeihilfe BGBl. 284/1972
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Zudem setzte 1972 die Katholische Hochschulgemeinde in Innsbruck die ver-
mutlich erste Initiative zur Barrierefreiheit an einer Universität.96

Auch Bundeskanzler Bruno Kreisky wünschte sich bereits 1972 eine Behinder-
ten-Interessensvertretung. Er meinte: „… vorige Woche waren die Gehörlosen 
bei mir und vorher die Blinden. Könnt‘s denn nicht ein gemeinsames Papier er-
stellen, wo alle Wünsche der Behinderten aufgelistet sind? Könnt‘s denn nicht 
einen Verein gründen, so eine Art Behinderten-Gewerkschaft?“ Damit war die 
Idee zur Gründung des ÖAR (Österreichische Arbeitsgemeinschaft für Re­
habilitation) geboren.97

Der KOBV öffnete sich 1973 für alle Menschen mit Behinderungen, damit un-
abhängig von Art und Ursache der Behinderung, die Mitgliedschaft erworben 
und damit die Leistungen des KOBV in Anspruch genommen werden konnten.98

Ebenfalls 1973 wurden mit der Änderung des Invalideneinstellungsgesetzes alle 
Gruppen von Menschen mit Behinderung rechtlich völlig gleichgestellt99 un-
abhängig davon auf welche Ursache ihre Behinderung zurückzuführen war.100

Zudem wurde 1973 im Nationalrat die „doppelte Familienbeihilfe“ für erheblich 
behinderte Kinder beschlossen.101

1974 kam es in Wien zu Demonstrationen von SchülerInnen der Handelsschule 
für Körper- und Sinnesbehinderte, nachdem ihnen der Zugang zu einem Theater 

Abb. 19: Kreisky 1973
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verwehrt wurde. Polizei und Magistratsbeamte beriefen sich dabei auf die Ver-
ordnungen des Wiener Theatergesetzes von 1930, das besagte, dass im Falle 
eines Brandes oder einer Panik, Besucher möglichst rasch die Säle verlassen kön-
nen müssen.102

Bei einem Kongress zu „Erziehung, Ausbildung und Arbeit von Behinderten“ des 
internationalen Dachverbandes von Behindertenorganisationen „Fédération 
Internationale Mutilés, Invalides du Travail et Invalides Civils“ (FIMITIC) 
wurde 1974 aufgrund moderner Pädagogik gefordert, den Spezialunterricht in 
die Normalschule zu integrieren. In einer Resolution wurde formuliert: „Das be-
hinderte Kind sollte grundsätzlich in seinem normalen Lebensbereich leben und 
erzogen werden.“ und „Die Einschulung in eine Sonderschule muss auf das un-
bedingt notwendige Maß beschränkt werden“.103

1975 wurde aufgrund vorangegangener Entwicklungen die „Österreichische 
Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation“ (ÖAR) als Dachverband der öster-
reichischen Behindertenverbände gegründet, wobei auch die großen (und viele 
kleinere) Einrichtungen der Behindertenhilfe der ÖAR beitraten. Die in der Folge 
vom Sozialministerium finanzierte ÖAR erlangte eine Rolle, die einer „Kammer“ 
ähnlich war und sich hauptsächlich an sozialstaatlichen Leistungen für Perso-
nen mit Behinderungen und den Tätigkeiten der Einrichtungen der Behinderten-
hilfe orientiert. Die bürgerrechtlich orientierten Selbsthilfegruppen/Alternativ-

Abb. 20: Demonstration 
1974
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gruppen (später: Selbstbestimmt Leben) traten der ÖAR nicht bei, kooperierten 
aber partiell mit der ÖAR bei wichtigen sozialstaatlichen Fragen und politischen 
Aktionen zur Sicherung von Rechten behinderter Personen.104 Heute vertritt der 
Österreichische Behindertenrat als Dachorganisation über 80 Mitgliedsorgani-
sationen in Österreich. Er ist als Interessenvertretung für 1,4 Millionen Men-
schen mit Behinderungen in Österreich tätig und setzt sich auch international 
für die Rechte von Menschen mit Behinderungen ein.105

1975 wurde das BBRZ Gebäude – das Gebäude des beruflichen Bildungs- und 
Rehabilitationszentrums – in Linz eröffnet. Auch der Verein zur Förderung 
von Arbeit und Beschäftigung (FAB) ist ein Unternehmen der BBRZ Gruppe. 
Es wurden hier arbeitsmarkt- und beschäftigungsrelevante Projekte und Be
triebe gebündelt. Wobei die historischen Wurzeln aller Organisationen der BBRZ 
Gruppe in der Gründung des Berufsförderungsinstitutes Oberösterreichs 
(BFI OÖ) liegen.106

Ebenfalls 1975 kam es bei den Vereinten Nationen zu einer „Erklärung der 
Rechte der behinderten Menschen”, die alle Menschen mit Behinderun-
gen einschloss. Eine der Forderungen betraf den Schutz vor Diskriminierung 
für Menschen mit Behinderungen. In dieser Erklärung wurde festgelegt, dass 
Menschen mit Behinderungen dieselben Menschenrechte genießen sollten wie 
gleichaltrige nicht behinderte Menschen – und das ohne Einschränkung und 
unabhängig von der Art der Behinderung.107

1976 wurde der Vorläufer von „Selbstbestimmt Leben“ (SLIÖ ab 2001) ge-
gründet. Damals hieß dieser Arbeitskreis „Bewältigung der Umwelt“ (BWU) 
und formulierte unter anderem Forderungen nach integrativem Wohnen mit 
Unterstützungsstruktur.108 Bereits ab 1979 begannen die österreichweiten Ver-
netzungstreffen (bald MOHI-Treffen „Arbeitsgruppe Mobile Hilfsdienste“ 
genannt oder später BUK – Gesamtösterreichisches Treffen des „Forums der 
Behinderten- und Krüppelinitiativen“). Zuerst fanden die Treffen im ober-
österreichischen Ampflwang statt, dann in St. Georgen am Attersee.109

1977 wurde die ÖNorm B1600 für barrierefreies Bauen herausgegeben.110 

Gleichzeitig erfolgte die vereinsrechtliche Gründung des BBRZ111, dem beruf
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lichen Bildungs- und Rehabilitationszentrum. Es begleitet Menschen nach Un-
fall oder Krankheit zurück in das Berufsleben. Aufgabe des BBRZ ist es, Men-
schen den Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleichtern.112

Mitte bis Ende der 1970er Jahre gab es zahlreiche Initiativen. In Innsbruck wurde 
zum Beispiel die universitäre Initiativgruppe-Behinderte-Nichtbehinderte 
(IBN) gegründet. Es wurden barrierefreies Wohnen mit Unterstützungsstruk-
tur, Barrierefreiheit und öffentliche ambulante Dienste gefordert. In Wien ent-
stand 1977 die AKN (Alternativgemeinschaft Körperbehinderter-Nichtkörper-
behinderter) als integrative Freizeitgruppe zur persönlichen Emanzipation im 
Wiener Kulturzentrum, die sich zu einer Behindertenrechtsgruppe entwickelte. 
Sie inszenierte auch ein Theaterstück “Chancengleichheit – nicht allen das 
Gleiche sondern jedem das Seine“ zur Öffentlichkeitsarbeit und Mobilisierung 
für die Rechte von Menschen mit Behinderungen. Das Theaterstück wurde in 
Wien, Salzburg, Zell am See und Innsbruck aufgeführt. 1978 erfolgte dann eine 
Demonstration für Barrierefreiheit in Innsbruck. Vor laufender Kamera wurde 
eine Zusage in Richtung barrierefreie Gestaltung von Gehsteigen gegeben.113

Abb. 21: Demonstration Barrierefreiheit 1978

Von der Gruppe IBN (Initiativgruppe-Behinderte-Nichtbehinderte) wurde 
1978 der erste integrative Kindergarten Österreichs eingerichtet. Ende der 
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1970er wurden auch von einem der Vorkämpfer der schulischen Integration – 
Karl Köppel – behinderte Personen an die Pädagogische Akademie in Wien zu 
Vorlesungen eingeladen.114 

Ende der 1970er erfolgten in Wien ebenfalls viele Aktionen, um die Barriere-
freiheit – von Bussen, Straßenbahnen und U-Bahnen sowie der Lifte zu den  
U-Bahnstationen – zu erreichen. Bis in die 2000er-Jahre folgten weitere regio
nale Aktionen und Verhandlungen an vielen verschiedenen Orten in Österreich.115

Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung  
(1971 – 1980):116

Änderung des IEinstG 1969, BGBl Nr. 329/1973
»	 Beseitigung des Kausalitätsprinzips bei der Beurteilung für die Zugehörigkeit 

zum Kreis der begünstigten Invaliden;
»	 Wegfall der Gleichstellung;
»	 Beseitigung der Halbanrechnung von Gleichgestellten;
»	 Normierung einer Geschäftsordnung für den Invalidenausschuss;
»	 Vereinfachung des Feststellungsverfahrens;
»	 Anpassung der Verfahrensbestimmung an die Durchführung mittels EDV;
»	 Parteistellung des Ausgleichstaxenfond im Verfahren zweiter Instanz betref­

fend die Vorschreibung der Ausgleichtaxe;
»	 Zusätzliche Bestimmungen über die Invalidenvertrauenspersonen;
»	 Anhebung der Pflichtzahl von 100 auf 200 im Opferfürsorgegesetz (OFG).

Änderung des IEinstG 1969, BGBl Nr. 39/1974
»	 Anpassung des § 8 des IEinstG an die Bestimmungen des Entgeltfortzah­

lungsgesetzes.

Änderung des Opferfürsorgegesetzes (OFG), BGBl Nr. 93/1975
»	 Anhebung der Pflichtzahl von 200 auf 250 und Einführung der Ermächtigung 

für die/den BundesministerIn, rechtskräftig vorgeschriebene Ausgleichstaxen 
zu ermäßigen.
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Änderung des IEinstG 1969, BGBl Nr. 96/1975
»	 Einheitliche Festsetzung der Einstellungsverpflichtung von einem Behinder­

ten für je 25 DienstnehmerInnen;
»	 Festlegung der nicht einrechenbaren DienstnehmerInnen in prozentuellen 

Anteilen;
»	 Doppelte Anrechnung der begünstigten DienstnehmerInnen über 55 Jahre 

auf die Pflichtzahl;
»	 Anrechnung von 15 % der Auftragssumme an Behindertenwerkstätten auf 

die Ausgleichstaxe;
»	 Erweiterung der Fürsorgetätigkeit (nachgehende Betreuung für begünstigte 

Invalide);
»	 Entfall der Bestimmung, wonach die/der DienstgeberIn von der Zahlung der 

Ausgleichstaxe befreit wird, wenn sie/er einen Invaliden beim Arbeitsamt er­
folglos angefordert hat;

»	 Erweiterung des besonderen Kündigungsschutzes auf DienstnehmerInnen 
von Gebietskörperschaften und auf DienstnehmerInnen in nicht einstellungs­
pflichtigen Betrieben; 

»	 Erhöhung der Ausgleichstaxen von 250 Schilling auf 350 Schilling monatlich 
und Dynamisierung ab 1977; 

»	 Förderung von geschützten Werkstätten durch den Ausgleichstaxenfond;
»	 Weitere Anpassung des Gesetzes an die Durchführung mittels EDV.

Verordnung BGBl Nr. 546/1976 bis BGBl Nr. 570/1976
»	 Änderung der Pflichtzahl für einstellungspflichtige DienstgeberInnen.

Änderung des Opferfürsorgegesetzes (OFG), BGBl Nr. 613/1977
»	 Erweiterung des Personenkreises, dem Unterstützung aus dem Ausgleichs­

taxenfond gewährt werden kann.
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Änderung des IEinstG 1969, BGBl Nr. 111/1979
»	 Ausnahme internationaler Organisationen vom Geltungsbereich des Geset­

zes;
»	 Ausdehnung der Begünstigungen auf beschäftigte Lehrlinge und andere in 

betrieblicher Ausbildung stehende Behinderte;
»	 Gesetzliche Definition des DienstnehmerInnenbegriffes;
»	 Doppelte Anrechnung von Begünstigten Invaliden unter 19 Jahren und An­

rechnung von InhaberInnen einer Amtsbescheinigung oder eines Opferaus­
weises auf die Pflichtzahl;

»	 Wegfall der Anrechnung von Witwen auf die Pflichtzahl;
»	 Verdopplung der Anrechnung der Auftragssumme bei Vergabe von Werkauf­

trägen an Behindertenwerkstätten;
»	 Ausweitung der Fördermaßnahmen für DienstgeberInnen (Finanzierungsbei­

hilfen für die Errichtung von neuen Behindertenarbeitsplätzen und Beihilfen 
zur maschinellen Ausstattung von Arbeitsplätzen);

»	 Ausweitung der individuellen Förderung für begünstigte Invalide ( Zuschüsse 
zu Lohnkosten, Beiträge zur Höherversicherung, Schulungskostenzuschüsse 
und finanzielle Beihilfen bei Gründung einer selbstständigen Erwerbstätig­
keit);

»	 Erhöhung Ausgleichstaxe auf monatlich 600 Schilling (Jährliche Dynamisie­
rung mit dem Aufwertungsfaktor nach dem ASVG);

»	 Prämien für DienstgeberInnen, die über die gesetzliche Verpflichtung hinaus 
begünstigte Invalide beschäftigen, in Höhe der halben Ausgleichstaxe;

»	 Vergütung der Reisekosten an begünstigte Invalide und Zeugen bei Ladung 
zum Landesinvalidenamt in Durchführung des IEinstG;

»	 Lichtbildausweis für begünstigte Invalide;
»	 Wegfall der Verpflichtung zur Zahlung einer Ausgleichstaxe nach dem Opfer­

fürsorgegesetz.

Verordnung BGBl Nr. 332/1980
»	 Ausstellung von Lichtbildausweisen an begünstigte Invalide.
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In diesem Jahrzehnt nimmt sich vermehrt auch der ORF, als Österreichs öffent-
lich-rechtlicher Rundfunk, in seiner Sendung „Club 2“ der Thematik rund um 
Behinderung an. Zu diesem Zeitpunkt gab es in Österreich rund 1,5 Millionen 
körperlich Behinderte – das war damals fast jeder Vierte (auch Brillenträger und 
Bandscheibenprobleme wurden hier hinzugezählt). 1980, 1983, 1985 und 1990 
gab es „Club 2“ Beiträge dazu.117

Anfang der 1980er gab es weiterhin zahlreiche Initiativen. Zum Beispiel 1980 
die Sensibilisierungsaktion „behindert-gehindert-verhindert“, die unter anderem 
von der Innsbrucker Initiativgruppe-Behinderte-Nichtbehinderte (IBN) 
ausging. Auch wurden Theaterstücke 
aufgeführt und Diskussionen organi-
siert und die Gewalt in Heimen the-
matisiert und dokumentiert.118 

Anlässlich der Vorbereitungen zum 
internationalen Jahr für Behinderung 
(1981) nahmen österreichische Selbst-
vertreterInnen Stellung. Ein öster
reichscher Selbstvertreter mit Lern-
schwierigkeiten hielt 1980 sogar vor 
dem Komitee der Vereinten Nationen 
eine Ansprache. Auch die Alterna­
tivgruppen von Behinderten und 
Nichtbehinderten waren nicht untä-
tig und es wurde zum internationalen 
Jahr für Behinderung ein überregional 
organisierter Forderungskatalog er-
stellt.119 Folgende Themen wurden da-
rin behandelt:120 (Siehe Abb. 22)

1981 – im internationalen Jahr für 
Behinderung der Vereinten Natio­
nen – wurden auch Arbeitsberichte 
des Bundesministeriums für soziale Abb. 22: Forderungskatalog 1980
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Verwaltung, des Österreichischen Arbeiterkammertages (ÖAKT) und der Bun-
deswirtschaftskammer (BWK) veröffentlicht.121 Es gab Ausschussberichte „zur 
sozialen Rehabilitation“122, „zur orthopädischen Versorgung“123, „zur Über-
prüfung von diskriminierenden Bestimmungen im österreichischen Recht“124, 
„zur Integration in die Gesellschaft unter besonderer Berücksichtigung der be-
ruflichen Rehabilitation“125 und zu „Maßnahmen im Wissenschafts- und For-
schungsbereich“.126

Zeitgleich kam es auch zu einer Blockadeaktion von RollstuhlfahrerInnen bei 
der Eröffnungsfeier der österreichischen Bundesregierung des von der UNO 
ausgerufenen „internationalen Jahr der Behinderten“.127 Nach dieser Blockade 
kam es zu einem Treffen von Sozialminister Dallinger mit den Behindertenini-
tiativen in Ampflwang (OÖ). Bei diesem Treffen wird der Forderungskatalog der 
„Alternativgruppen von Behinderten und Nichtbehinderten“ besprochen. 
Das Treffen blieb jedoch ergebnislos.128

1982 wurde „das Normalisierungsprinzip“ erstmals in der Zeitschrift der 
Lebenshilfe veröffentlicht. Dabei handelte es sich um ein in den 1950er Jahren 
entwickeltes, skandinavisches Konzept und einen historischen Meilenstein in Rich-
tung Inklusion.129

Abb. 23: Blockadeaktion 1981
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Im Dezember 1982 wurde von den 
Vereinten Nationen ein „Weltak­
tionsprogramm für behinderte 
Menschen” beschlossen. Es sollte 
in einem Zeitraum von 10 Jahren – 
in der sogenannten internationalen 
Dekade der Menschen mit Be­
hinderungen – die Prävention, Re-
habilitation und die Förderung der 
Chancengleichheit von Menschen 
mit Behinderungen verbessert wer-
den.130

Auch wurde der Welttag der Inva­
liden 1982 von den Vereinten Na-
tionen ins Leben gerufen. Er sollte 
an alle Menschen erinnern, die in 
Kriegen schwer verletzt wurden und 
findet seitdem jedes Jahr am dritten 
Sonntag im März statt.131

Seit Mitte der 1980er Jahre war das 
Leitbild der Behindertenarbeit, Men-
schen mit Behinderung als mit eige-
nen Fähigkeiten ausgestattet, wahrzunehmen und in ihre soziale Umwelt ein-
gebettet zu sehen. „Entpädagogisierung“, Selbstermächtigung und dialogische 
Begleitung treten in den Vordergrund.132 Unter Entpädagogisierung versteht 
man laut Ulrich Niehoff: „Professionellen in der Arbeit mit erwachsenen, geistig 

Abb. 24: Normalisierungsprinzip 1981

Abb. 25: Gedenkstein Club Handicap
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behinderten Menschen muß es gelingen, Hilfen im Alltag zu entpädagogisieren, 
das heißt Menschen mit Behinderung durch fachliche Hilfen nicht zu bevor-
munden.“133 1983 gab es eine Unterschriftenaktion gegen Sonderschulen.134

1982 wurde der „Verein zur beruflichen Förderung Behinderter“ (BFB) ge-
gründet, gefolgt von der Gründung der Geschützten Werkstätte Ges.m.b.H 
(heute: TEAMwork GmbH).135 Beide Vereine sind mit dem heutigen FAB (Ver­
ein zur Förderung von Arbeit und Beschäftigung) und der BBRZ Gruppe 
(Berufliches Bildungs- und Rehabilitationszentrum) in Verbindung zu 
bringen.

Ab 1983 kam es bis in die 1990er Jahre immer wieder zu Protesten und Blocka
den gegen die Unzulänglichkeiten von Theatern und Kinos in Wien, da es  
das Wiener Veranstaltungsgesetz 
verhinderte, dass behinderte Per-
sonen an Kulturveranstaltungen 
teilnehmen konnten.136

Die Zeitschrift „LOS“, eine 
österreichische behindertenpoli-
tische Zeitschrift (1983-1992) 
wurde ebenfalls 1983 gegründet. 
Sie ist nun ein zentrales Doku-
ment der Geschichte der „Selbst­
bestimmt-Leben-Bewegung“ in 
Österreich.137

Auch der Mobile Hilfsdienst 
(MOHI) wurde aufgrund des Be-
darfs der Eltern von behinderten 
Kindern, die Unterstützung bei 
der Betreuung benötigten, in Linz 
1983 vom Verein Miteinander gegründet. Weitere Bundesländer folgten die 
nächsten Jahre und es wurden weitere mobile Hilfsdienste angeboten.138

Abb. 26: Zeitschrift „LOS“ (1983)
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1984 wurde das Entmündigungsrecht in das Sachwalterrecht umgewandelt.139

Ein Jahr später, 1985, fand das erste Integrationssymposium in Bad Tatzmanns-
dorf statt. Es war das erste von zehn Symposien, das in den folgenden Jahren 
in Österreich an verschiedenen Orten – organisiert von den Elterninitiativen für 
Integration – stattfand und die gesetzliche Umsetzung der schulischen Integra-
tion in den 1990er-Jahren in Österreich vorbereitete.140

1986 startete eine vom ÖZIV initiierte Unterschriftenaktion zum Pflegegeld. Die 
64.000 Unterschriften wurden mit der Forderung eines Pflegegeldgesetzes 
übergeben. Das ging aber aufgrund von Neuwahlen wieder unter. 1987 wurde 
die Petition jedoch auf Initiative von Manfred Srb wieder aufgegriffen und auf 
Beschluss aller Parteien neu eingereicht.141 Manfred Srb erkrankte selbst im Alter 
von acht Jahren an Kinderlähmung und war seither im Rollstuhl. Er war der erste 
selbst betroffene Behindertensprecher und für die Grünen ab 1986 im Parla-
ment.142

1988 wurde im Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales unter Betei-
ligung von behinderten Personen 
eine Arbeitsgruppe zur „Vorsorge 
für pflegebedürftige Personen“ 
eingerichtet. Sie behandelte in 
Untergruppen „Art und Umfang 
des Pflegebedarfs“, „Prüfung von 
alternativen Leistungssystemen“ 

Abb. 27: Leistungen MOHI

Abb. 28: Manfred Srb im Gespräch
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und „Alternative Systeme zu bestehenden Heimstrukturen“. 1990 gab es dies-
bezüglich dann einen Bericht ans Parlament.143

Der Verein zur Förderung von Arbeit und Bildung (FAB) wurde nun eben-
falls 1988 gegründet. Zwei Jahre zuvor wurden durch die BBRZ-Gruppe bereits 
Berufsfindungszentren in Wien und der Steiermark ins Leben gerufen.144

Ab 1988 gab es für Eltern in der Zeit, in der sie ein Kind mit Behinderung ge-
pflegt haben, die Möglichkeit, sich kostenlos pensionsversichern zu lassen. 
Ebenfalls bestätigte 1988 der Oberste Gerichtshof das Wahlrecht für Personen 
mit Sachwaltern. Und die Integration von Kindern mit Behinderung in „Schul-
versuchen“ begann.145

1989 erkämpfte sich die Behinderten-Aktivistin Andrea Mielke, die einen hohen 
Unterstützungsbedarf aufwies, in Salzburg ein persönliches Budget und lebte 
seit 1989 im ArbeitgeberInnen-Modell mit persönlicher Assistenz. Mehrere be-
hinderte Personen haben sich in Österreich ab den 1980er-Jahren unter schwie-
rigsten Bedingungen dieses persönliche Budget als Einzellösung erkämpft.146 

Auch am Sachwalterschaftsrecht gab es 1989, bereits fünf Jahre nach der Ab-
schaffung der Entmündigungsverordnung, erste Kritik. Angeblich kamen nun 
doppelt so viele BürgerInnen unter Kuratel wie zuvor.147

1989 kam es aufgrund der Ausstrahlung einer TV-Diskussion im „Club 2“ des 
ORF über die Euthanasie schwerstbehinderter Neugeborener zu Protesten. Mit 
der Begründung, es gäbe kaum eine Plattform, wo die Probleme behinderter 
Menschen besprochen werden könnten, aber in einer TV-Sendung werde ihre 
Lebensberechtigung diskutiert.148

Im Oktober 1989 fand eine Tagung über Strategien gegen die Ausgrenzung be-
hinderten Menschen statt, wo das selbstbestimmte Leben und die persönliche 
Assistenz im Vordergrund standen. Die finanzielle Situation der Behinderten 
die durchschnittlich nur 2.700 Schilling Hilflosenzuschuss erhielten stand jener 
der Kriegsopfer gegenüber, die vom Staat im Rahmen des Beheihilfensystems 
monatlich bis zu 23.000 Schilling erhielten. Es wurde eine Angleichung gefor-
dert.149
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1989 wurden die Fördermöglichkeiten für DienstgeberInnen für die Schaffung 
von zusätzlichen Arbeits- oder Ausbildungsplätzen für behinderte Menschen im 
Rahmen von „Sonderprogrammen“, erweitert. So konnten bis Mitte 1992 rund 
230 zusätzliche Arbeits- und Ausbildungsplätze für großteils psychisch behin-
derte Menschen aus Mitteln des Ausgleichstaxfonds, der Arbeitsmarktverwal-
tung und der Länder gefördert werden.150

1990 wurde das Bundesbehindertengesetz beschlossen151, um Behinderten und 
von konkreter Behinderung bedrohten Menschen die bestmögliche Teilnahme 
am gesellschaftlichen Leben zu sichern. Unter Behinderten im Sinne dieses Ge-
setzes versteht man eine nicht nur vorübergehende körperliche, geistige oder 
psychische Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträchtigung der Sinnesfunk-
tionen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. 
Wobei unter „nicht nur vorübergehend“ ein Zeitraum von mehr als voraussicht-
lich sechs Monaten zu verstehen ist.152 Dabei werden auch Rehabilitationsmaß-
nahmen erfasst.153

Ab 1990 wurde die Auseinanderset-
zung über den Wert des Lebens und die 
Euthanasiedebatte weitergeführt, die 
schließlich in der Absage des Wittgen
stein Symposiums mündete und zu 
einer intensiven öffentlichen Debatte 
in der Wissenschaft führte, die unter 
anderem die Euthanasiebefürworter 
Peter Singer und Dr. Georg Meggle 
(Philosophen) in die Mangel nahm. Pro-
fessor Dr. Volker Schönwiese war einer, 
der diese Diskussion nicht scheute und 
Argumente gegen die neue Euthanasie-
debatte lieferte.154

Bei einer Tagung des „Vereins Mit­
einander“ im Mai 1990 in Linz wurde 
ein Forderungskatalog aufgestellt, der Abb. 29: Euthanasiedebatte
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die vorschulische und schulische Integration umfasste, die Integration in die 
Arbeits- und in die Lebenswelt und den Einsatz für selbstbestimmtes Leben so-
wie behindertengerechtes Bauen und Wohnen, Mobilität, Freizeit, Sexualität und 
Partnerschaft. Was die Arbeitswelt betraf, setzte man hier vor allem Schwer-
punkte auf bessere Berufsausbildungsmöglichkeiten, leichteren Einstieg in das 
Berufsleben und auf ein breiteres Angebot an Umschulungsmöglichkeiten, mehr 
geschützte Arbeitsplätze und Begleitmöglichkeiten am Arbeitsplatz und die Er-
höhung des Druckes auf private ArbeitgeberInnen behinderte Menschen ein-
zustellen sowie verstärkte Strafmaßnahmen bei Nichterfüllung der Beschäfti-
gungspflicht von einem behinderten Menschen pro 25 Beschäftigte, statt der 
nur geringfügigen Ausgleichstaxe. Zudem sollte in diesem Bereich eine Vorbild-
wirkung der öffentlichen DienstgeberInnen eingenommen werden und bessere 
Bedingungen in geschützten Werkstätten geschaffen werden.155

Ende 1990 wurde eine 14tägige Mahnwache von Menschen mit Behinderungen 
und SympathisantInnen vor dem Stephansdom abgehalten.156 Folgende Forde-
rungen standen dabei im Vordergrund:157

Abb. 30: Forderungen Mahnwache 1990
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Da die Mahnwache wenig politische Reaktionen nach sich zog, begann eine 
Gruppe von behinderten Personen um den Nationalratsabgeordneten Manfred 
Srb am 14. November 1990 in der Säulenhalle des Parlaments mit einem Hun-
gerstreik, der zehn Tage durchgehalten wurde.  Großes mediales Interesse und 
Sympathiekundgebungen aus ganz Österreich führten dazu, dass Bund und 
Länder nun begannen, die Forderung nach Pflegegeld politisch aufzugreifen und 
nach Möglichkeiten einer Finanzierung zu suchen.158 

1990 fand eine Gedenkfeier anlässlich des 50. Jahrestages des Beginns der 
Morde an KZ-Häftlingen, behinderten und kranken Personen in Schloss Hart-
heim, Oberösterreich, statt.159

Seit 1. März 1990 gibt es das Bundesgesetz über die Unterbringung psychisch 
Kranker in Krankenanstalten (UbG). Es wurden PatientInnenanwältInnen als 
Rechtsbeistand für Personen, die ohne eigenen Wunsch in der Psychiatrie unter-
gebracht wurden, eingeführt. Die dauerhafte Unterbringung von Personen mit 
„geistiger Behinderung“ wird nicht mehr erlaubt.160

Abb. 31: Weltinvalidentag 1990
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Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung  
(1981 – 1990):161

Änderung des IEinstG 1969, BGBl Nr. 360/1982
»	 Doppelte Anrechnung begünstigter Personen auf die Pflichtzahl ab einer Min­

derung der Erwerbsfähigkeit von 70 % nach Vollendung des 50. Lebensjahres 
und begünstigter Invaliden, die sich noch in Ausbildung befinden;

»	 Zuschussmöglichkeiten für DienstgeberInnen bei Einstellung von behinderten 
Lehrlingen;

»	 Ausweitung der Förderung in Zusammenhang mit der Gründung einer selbst­
ständigen Erwerbstätigkeit eines begünstigten Invaliden;

»	 Ausweitung des Prämiensystems für DienstgeberInnen;
»	 Förderung von schwer behinderten SchülerInnen und StudentInnen nach 

Vollendung des 15. Lebensjahres;
»	 Fördermöglichkeiten aus Mitteln des Ausgleichstaxenfonds für jene Einrich­

tungen, die schwer behinderte Jugendliche in einem Beruf nach den Vor­
schriften des Berufsausbildungsgesetzes ausbilden;

»	 Verbesserung der Rechtsstellung der Invalidenvertretung in den Betrieben;
»	 Erklärung des IEinstG zu den in den Betrieben aushangpflichtigen Gesetzen.

Änderung des IEinstG 1969, BGBl Nr. 567/1985
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.500 Schilling;
»	 Einführung von Verzugszinsen für fällige Ausgleichstaxen;
»	 Erhöhung der Prämie für Übererfüllung der Beschäftigungspflicht auf 75 % 

der jeweiligen monatlichen Ausgleichstaxe;
»	 Herabsetzung der Prämie für Werkaufträge auf 15 % des Nettorechnungsbe­

trags;
»	 Möglichkeit des Verzichts auf die Eintreibung der Ausgleichstaxe unter be­

stimmten Voraussetzungen.

Änderung des IEinstG 1969, BGBl Nr. 614/1987
»	 Verlängerung der Tätigkeitsdauer der Invalidenvertrauenspersonen von drei 

auf vier Jahre.
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Verordnung BGBl Nr. 103/1988
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.530 Schilling

Änderung des IEinstG 1969, BGBl Nr. 721/1988
»	 Unbefristete Geltung der Verfassungsbestimmung über die Zuständigkeit des 

Bundes zur Vollziehung des Gesetzes;
»	 Das Gesetz erhält die Bezeichnung „Behinderteneinstellungsgesetz BEinstG“;
»	 Umbenennungen der Bezeichnungen „begünstigter Invalider“, „Invalidenaus­

schuss“ und „Invalidenvertrauensperson“ in „begünstigter Behinderter“, „Be­
hindertenausschuss“ und „Behindertenvertrauensperson“;

»	 Änderung des Begriffes „Minderung der Erwerbsfähigkeit“ in „Grad der Be­
hinderung“;

»	 Einführung einer Definition der Behinderung;
»	 Erweiterung des Ausgleichstaxenfond-Beirates um drei VertreterInnen der 

Länder;
»	 Einführung von Sonderprogrammen zur Verbesserung der beruflichen Ein­

gliederung Behinderter;
»	 Verankerung der Mitwirkungspflicht der Behinderten am Verfahren.

Verordnung, BGBl Nr. 110/1989
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.560 Schilling

Verordnung, BGBl Nr. 78/1990
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.600 Schilling

Bundesgesetz, BGBl Nr. 285/1990
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.620 Schilling
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1991 intensivierte sich der Kampf für ein bundeseinheitliches Pflegegeldge-
setz,162 das bereits seit 1987 bei allen Weltinvalidentagen gefordert wurde163 

und es kam zu fortlaufenden Demonstrationen, Aktionen und Verhandlungen.164

1992 wurde die Zeitschrift BIZEPS gegründet. Sie erscheint monatlich bis 
heute und verbreitet Themen der Selbstbestimmt-Leben-Bewegung.165 Der Ver­
ein BIZEPS unterhält heute das Zentrum für Selbstbestimmtes Leben und 
betreibt eine Beratungsstelle für Menschen mit Behinderungen und deren An-
gehörige in Wien. Das Zentrum wurde 1994 von Menschen mit Behinderungen 
gegründet, die sich zuvor schon jahrelang in der Behindertenbewegung enga-
giert hatten. Es wird der Grundsatz vertreten, dass behinderte Menschen ihre 
Anliegen und Forderungen am besten selbst vertreten können.166

1992 wurde auch von der österreichischen Bundesregierung ein Bundesbehin-
dertenkonzept beschlossen.167 Dieses sollte für die nächste Zukunft die Leit-
linie in der Behindertenpolitik der österreichischen Bundesregierung bilden.168 
Unter anderem umfasste es die Grundsätze Prävention, Integration, Selbstbe-
stimmung, Rehabilitation und mobile und ambulante Hilfe169 sowie die Bereiche 
Kindheit, Schule, Berufsausbildung, Arbeit, Gesundheit, Freizeit, Wohnen, Bauen, 
Verkehr, rechtlicher Schutz, Pflegevorsorge und Behindertenpolitik.170

Als begünstigt Behinderte im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes waren 
Anfang 1992 rund 49.600 behinderte Menschen betroffen. Von diesen waren 
cirka 34.400 in einem aufrechten Dienstverhältnis oder selbstständig erwerbs-
tätig. Rund 15.200 waren ohne Beschäftigung, wobei zu berücksichtigen war, 
dass ein Teil der nicht in einem Beschäftigungsverhältnis stehenden begünstigt 
Behinderten dem Arbeitsmarkt, zum Beispiel wegen familiärer Verpflichtungen, 
nicht zur Verfügung standen. Dem traditionellen Rollenbild entsprechend traf 
das insbesondere auf Frauen zu.171

In neun geschützten Werkstätten mit insgesamt sechs Betriebsstätten wurden 
1.100 ArbeitnemerInnen, davon circa 950 Behinderte beschäftigt. Die geschütz-
ten Werkstätten werden vom Ausgleichstaxenfonds, dem jeweiligen Land und 
der Arbeitsmarktverwaltung subventioniert. Die dort arbeitenden Behinderten 
sollen zumindest die Hälfte der Produktivität eines Nichtbehinderten in gleicher 
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Verwendung erbringen können, werden kollektivertraglich entlohnt und sind 
voll sozialversichert. Die Werkstätten sollen behinderten Menschen ermöglichen 
ihre Leistungsfähigkeit soweit zu erhöhen, dass sie einen Arbeitsplatz auf dem 
offenen Arbeitsmarkt erlangen können. Sie stellen aber auch Dauerarbeitsplätze 
zur Verfügung, wenn dies nicht möglich ist.172

Ein weiterer Ansatz für die berufliche Eingliederung, vor allem psychisch be-
hinderter Menschen, ist das Modell der ArbeitsassistentInnen, die von privaten 
Vereinigungen angestellt werden und intensive persönliche Betreuung der Be-
hinderten bei der Suche und der Erhaltung von Arbeitsplätzen bieten.173

Zwar sahen auch schon sämtliche Vorgängerversionen des Behinderteneinstel-
lungsgesetzes die Verpflichtung der ArbeitgeberInnen vor, eine bestimmte An-
zahl behinderter Menschen zu beschäftigen und andernfalls eine Ausgleichstaxe 
zu zahlen, die zweckgebunden behinderten Menschen zu Gute kam. Allerdings 
wurden jetzt die Anreize behinderte Menschen einzustellen immer weiter aus-
gebaut, sodass nun eine Vielfalt an Förderungsmöglichkeiten besteht, die dazu 
beitragen sollen, Arbeitsplätze für Schwerbehinderte zu schaffen.174

1993 erfolgte die Integration behinderter Kinder in die Volksschule. Durch Eltern-
initiativen für schulische Integration wurde seit 1984 mit der 15. SchOG-Novelle, 
zur schulischen Integration behinderter Kinder in der Volksschule, eine erste Ge-
setzesreform erreicht. 1997 folgte dann eine Regelung für die Sekundarstufe. Im 
Gegensatz zur ursprünglichen Intention kommt es langfristig zu keiner Einschrän-
kung der Sonderschulen. Sonderschulen und Integration werden nebeneinander 
weiterentwickelt.175

Die sogenannte 15a-Vereinbarung, also die Vereinbarung gemäß Artikel 15a 
des Bundesverfassungsgesetzes über die gemeinsamen Maßnahmen des Bundes 
und der Länder für pflegebedürftige Personen, verpflichtete die Länder – obwohl 
in einem Bericht des Sozialministeriums 1990 anders geplant – nur bestehende 
Dienste auszuweiten und anzugleichen.176 Die im Sozialministeriumsbericht be-
schriebenen Struktur-Maßnahmen wurden in dem Vertrag nicht umgesetzt.177
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1993 startete eine Petition der SLIÖ (Selbstbestimmt Leben Österreich) für Anti-
diskriminierungsbestimmungen in der österreichischen Verfassung. Im Jahr 1995 
wurden dann 48.789 Unterschriften der Petition „Bus und Bahn für Alle – für 
ein Gleichstellungsgesetz“ an Parlamentspräsident Heinz Fischer überreicht. 1997 
wurde die Verfassung geändert. Auch die Arbeitsgruppe „Mobilität für alle“ im 
Bizeps forderte gemeinsam mit dem Forum der Behinderten- und Krüppelinitiati-
ven selbiges bereits 1993 bei einer Straßenblockade in Wien.178 Gleiches forderte 
auch das Liberale Bildungsforum bei einer Enquete in Linz zur „Gleichstellung be-
hinderter Menschen in Österreich“ in einer Resolution.179

1993 trat nun endlich auch das oft geforderte Pflegegeldgesetz in Kraft und 
das Bundespflegegeldgesetz (BPGG) wurde beschlossen. Es wurde als Zu-
schuss und als nicht kostendeckend konzipiert. Dennoch stellte es für viele 
Menschen mit Behinderungen einen hart erkämpften Fortschritt zur Unterstüt-
zung selbstbestimmterer Lebensweisen dar. Es löste aber weder die Finanzierung 

Abb. 32: Petition „Bus und Bahn für alle“
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von Persönlicher Assistenz – insbesondere für Personen mit intensivem Unter-
stützungsbedarf – noch die Problematik des Weiterbestehens der aussondern-
den Strukturen für Menschen mit Behinderungen in Österreich. In der Folge 
wurde durch die fehlende Valorisierung der Wert des Pflegegeldes wieder ein-
geschränkt.180

1994 wurde das Zentrum für selbstbestimmtes Leben des BIZEPS nach 
internationalen Vorbildern in Wien gegründet und somit eine Beratungsstelle 
für Menschen mit Behinderung und deren Angehörige geschaffen. Gleichzeitig 
starteten die Internetaktivitäten von BIZEPS und ein Onlinenachrichtendienst 
wurde entwickelt.181

Ebenfalls 1994 gab es aufgrund vieler vorangegangener Proteste betreffend 
Unzulänglichkeiten im Theater- und Kulturbereich für behinderte Personen 
und einem Protestmarsch am 5. Mai – am europaweiten Protesttag für die 
Gleichstellung Behinderter – letztendlich eine Zusage der Kulturstadträtin, für 
die behindertengerechte Adaptierung von Veranstaltungsstätten fünf Millionen 
Schilling bereitzustellen.182

Seit 1994 gibt es Behindertenbeauftragte an den österreichischen Univer­
sitäten. Es wurden insgesamt sechs Planstellen eingerichtet, um behinderte und 
chronisch kranke Studierende zu unterstützen. In der Folge erhielten nahezu 
alle Universitäten und Hochschulen entsprechende Serviceeinrichtungen, die 
sich im Verband „UNIABILITY – Arbeitsgemeinschaft zur Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen an Öster­
reichs Universitäten und Hochschulen“ zusammenschlossen.183 Die Entwick-
lung der Behindertenbeauftragtenstellen an österreichischen Universitäten und 
in der Folge des Vereins UNIABILITY sind eng mit der Entwicklung der Selbstbe-
stimmt-Leben-Bewegung in Österreich verbunden.184

Nach Blockaden von Bussen und Straßenbahnen in Innsbruck 1995 und der 
Buslinie 13a in Wien 1996 wurde die Zugänglichkeit der öffentlichen Verkehrs-
mittel verbessert und es wurden teilweise Klapprampen eingeführt.185

1996 fand in München die „Erste Europäische Konferenz zum Selbstbe­
stimmten Leben behinderter Frauen“ statt, die die doppelte Diskriminierung, 
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als Frauen und als Behinderte, zum Thema hatte. Es kamen über 100 Frauen mit 
unterschiedlichen Behinderungen aus 20 europäischen Staaten zusammen.186 
In einer Resolution wurden Forderungen nach einer antidiskriminierenden Ge-
setzgebung erhoben.187

1997 wurde BIDOK gegründet. Mit „bidok – behinderung inklusion doku­
mentation“ – wird eine digitale Volltextbibliothek mit Texten und Materialien 
zum Thema Integration und Inklusion von Menschen mit Behinderungen ge-
gründet.188 NutzerInnen haben Zugang zu barrierefreien Texten und Materialien. 
Jährlich nutzen dieses Angebot 150.000 Menschen. Für AutorInnen bietet bidok 
eine Plattform zur Erst- und Wiederpublikation von Aufsätzen, Sammelbandbei-
trägen, Monographien, hervorragenden Abschlussarbeiten sowie Vorträgen.189 
Das Gremium „Arbeit mit Beeinträchtigung“ für Behindertenvertrauenspersonen 
im ÖGB OÖ orientiert sich dabei gerne bei der Aufarbeitung der 100jährigen Ge-
schichte beeinträchtigter Personen an der gut recherchierten Datenbank.

1997 wird auch das „Freak Radio“ (auf Mittelwelle 1476) gegründet. Es wird 
von einem bunten, integrativen Team von RadiomacherInnen mit und ohne Be-
hinderungen produziert.190 Auf der Homepage des Radios findet man Rubriken 
wie „Leichter lesen“, „Lesen statt Hören“ und „Hören mit Untertiteln im Netz“.191

Als Ergebnis der Petition von 1993 beziehungsweise 1995 wurde schlussend-
lich 1997 eine Antidiskriminierungsbestimmung in die Verfassung aufge-
nommen. Der Artikel 7 des Bundesverfassungsgesetzes besagt: „Niemand darf 
wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Die Republik (Bund, Länder 
und Gemeinden) bekennt sich dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und 
nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens zu gewähr
leisten.“192

1998 wurde eine Arbeitsgruppe im Bundeskanzleramt installiert, die Gesetze auf 
diskriminierende Bestimmungen untersuchte. Im Endbericht vom 4. März 1999 
wurden mehr als 100 vor allem sprachliche Diskriminierungen aufgelistet.193
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Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung  
(1991 – 2000):194

Verordnung, BGBl Nr. 56/1991
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.700 Schilling

Verordnung, BGBl Nr. 73/1992
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.760 Schilling

Kundmachung, BGBl Nr. 104/1992
»	 Aufhebung des § 8 Abs 2 BEinstG durch den Verfassungsgerichtshof. 

Änderung des BEinstG, BGBl Nr. 313/1992
»	 Gleichstellung von Konventionsflüchtlingen mit österreichischen Staatsbürg­

erInnen hinsichtlich der Zugehörigkeit zum Personenkreis der begünstigt Be­
hinderten und der Fördermöglichkeiten;

»	 Wegfall beziehungsweise Minderung der Pauschalsätze bei der Berechnung 
der Pflichtzahl für die Beschäftigung von begünstigt Behinderten;

»	 Neufestsetzung der Prämien für DienstgeberInnen, die mehr Behinderte be­
schäftigen, als es ihrer Pflichtzahl entspricht;

»	 Änderung der Zusammensetzung des Ausgleichstaxen-Beirates;
»	 Möglichkeit der beruflichen Förderung von behinderten AusländerInnen aus 

Mitteln des Ausgleichstaxenfond;
»	 Berücksichtigung der Prämiengewährung bei Vergabe von Aufträgen durch 

die Bundesverwaltung an geschützte Werkstätten;
»	 Vereinfachung der Vereinheitlichung der Ausstellung von Ausweisen;
»	 Errichtung einer Berufungskommission im Kündigungsverfahren;
»	 Stärkung der Stellung der Behindertenvertrauenspersonen;
»	 Berufung von Zentralbehindertenvertrauenspersonen in Unternehmen, in 

denen Zentralbetriebsräte bestehen;

Verordnung, BGBl Nr. 493/1992
»	 Bestimmung der Anzahl der Senate der Berufungskommission.
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Verordnung, BGBl Nr. 861/1992
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.830 Schilling.

Änderung des BEinstG, BGBl Nr. 111/1993
»	 Gleichstellung von Staatsangehörigen sämtlicher EWR-Mitgliedstaaten mit 

österreichischen StaatsbürgerInnen hinsichtlich der Zugehörigkeit zum be­
günstigten Personenkreis;

»	 Gleichstellung aller EWR-BürgerInnen hinsichtlich sämtlicher Förderungs­
möglichkeiten aus Mitteln des Ausgleichtaxenfond;

»	 Passives Wahlrecht für EWR-BürgerInnen und Flüchtlinge zur Behinderten­
vertrauensperson.

Kundmachung, BGBl Nr. 917/1993
»	 In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes, BGBl Nr. 111/1993, gemeinsam mit dem 

In-Kraft-Treten des „Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum“.

Änderung des BEinstG, BGBl Nr. 27/1994
»	 Wahl und Funktion der Zentralbehindertenvertrauenspersonen;
»	 Wahl von Konzernbehindertenvertrauenspersonen.

Verordnung, BGBl Nr. 129/1994
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.870 Schilling;
»	 Feststellung der Prämie mit monatlich 846 Schilling.

Änderung des BEinstG, Art 14 des AMS-BegleitG, BGBl Nr. 314/1994
»	 Anpassung der Bezeichnungen an das Arbeitsmarkt-Servicegesetz – AMSG, 
»	 Bundesgesetz über die Bundesämter für Soziales und Behindertenwesen 

(Bundessozialämtergesetz – BSÄG), ART 33
»	 Umbenennung der „Landesinvalidenämter“ in „Bundesämter für Soziales und 

Behindertenwesen“,
»	 Beibehaltung der Aufgaben und Befugnisse der Landesinvalidenämter in bis­

herigem Umfang;
»	 Übertragung sämtlicher Aufgaben.
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Verordnung, BGBl Nr. 144/1995
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.920 Schilling;
»	 Feststellung der Prämie mit monatlich 980 Schilling.

Verordnung, BGBl Nr. 79/1996
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 1.960 Schilling;
»	 Feststellung der Prämie mit monatlich 980 Schilling.

Änderung des BEinstG, BGBl Nr. 201/1996
»	 Festsetzung der Ausgleichstaxe mit monatlich 1.990 Schilling.

Änderung des BEinstG, BGBl Nr. 757/1996
»	 Ersetzung des Ausdruckes „Bundesrechenamt“ durch den Ausdruck „Bundes­

rechenzentrum GmbH“ und der dazugehörigen Zitierung des Gesetzes.

Verordnung, BGBl Nr. 54/1997
»	 Feststellung der Prämie mit monatlich 879 Schilling.

Änderung des Bundessozialämtergesetzes, BGBl Nr. 107/1997
»	 Verwendung der Kurzbezeichnung „Bundessozialamt“

Verordnung, BGBl Nr. 53/1998
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 2.010 Schilling;
»	 Feststellung der Prämie mit monatlich 715 Schilling.

Änderung des BEinstG, BGBl Nr. 17/1999
»	 Änderung der Bezeichnungen „Bundesminister für Arbeit und Soziales“ und 

„Bundesministerium für Arbeit und Soziales“ jeweils durch die Bezeichnungen 
„Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales“ bzw. „Bundesministe­
rium für Arbeit, Gesundheit und Soziales“;

»	 Beseitigung beziehungsweise Einschränkung der gesetzlichen Möglichkeiten, 
durch Verordnung der Bundesministerin / des Bundesministers für Arbeit, Ge­
sundheit und Soziales die Pflichtzahl für bestimmte Wirtschaftszweige her­
abzusetzen oder zu erhöhen;

»	 Ersetzung des Ausdruckes „Geschützte Werkstätte“ durch den Ausdruck „Inte­
grativer Betrieb“
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»	 Neuregelung der Einschätzung des Grades der Behinderung durch eine Ver­
ordnung des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und Generationen, 
die den neuesten naturwissenschaftlichen Erkenntnissen entspricht. 

»	 Weitergeltung der aus dem Jahre 1965 stammenden Richtsatzverordnung bis 
zum In-Kraft-Treten der neu erarbeiteten Verordnung;

»	 Ausnahme der Lehrlinge, Personen in Ausbildung zum Krankenfachdienst so­
wie HebammenschülerInnen von der Einrechnung in die Pflichtzahl;

»	 Gleichstellung der Gebietskörperschaften und privaten Spitalserhalter mit 
den übrigen DienstgeberInnen bei Erfüllung der Einstellungsverpflichtung;

»	 Wegfall der Ausnahmebestimmung (Abzug von 20 % der Anzahl der Dienst­
nehmerInnen) bei der Berechnung der Pflichtzahl;

»	 Erweiterung des Förderkataloges, wie zum Beispiel um die Einstellungsbeihil­
fe und Arbeitsassistenz; 

»	 Flexiblere Handhabung der Förderungsrichtlinien durch Entfall der im Gesetz 
bisher festgesetzten Betragsgrenzen;

»	 Wirksamwerden des besonderen Kündigungsschutzes (Zustimmung durch 
den Behindertenausschuss) erst drei Monate nach Begründung des Beschäf­
tigungsverhältnisses;

»	 Festlegung von Parametern für die im Rahmen der Ermessensentscheidung 
vorzunehmende Interessenabwägung;

»	 Einführung einer Sanktion für jene DienstgeberInnen, die es unterlassen, frist­
gerecht eine Stellungnahme des Behindertenausschusses für die Fortsetzung 
des Dienstverhältnisses solcher begünstigter Behinderter einzuholen, deren 
Dienstverhältnis wegen langer Dienstverhinderung infolge von Krankheit 
kraft Gesetz endet;

»	 Abschaffung der Prämien für DienstgeberInnen, die mehr begünstigt Be­
hinderte beschäftigen, als ihrer Pflichtzahl entspricht (Übererfüllung der Be­
schäftigungspflicht);

»	 Zusammenfassung der derzeit in mehreren Paragraphen des BEinstG gere­
gelten Befugnisse (Anhörungsrechte, Vorschlagsrecht des Ausgleichstaxen­
fond-Beirates) wegen der besseren Übersicht in einer Bestimmung;
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»	 Neben der finanziellen Förderung von Integrativen Betrieben und Ausbil­
dungseinrichtungen, Gewährung von Zuschüssen und Darlehen zum Ausbau, 
zur Ausstattung und zum laufenden Betrieb von sonstigen, zur Vorbereitung 
von Behinderten auf eine berufliche Eingliederung in den offenen Arbeits­
markt, geeigneten Einrichtungen sowie die Gewährung von Zuschüssen für in 
solchen Einrichtungen tätige Behinderte;

»	 Ausweitung der Förderungsmöglichkeiten auf Personen, bei denen der Grad 
der Behinderung mindestens 50 % beträgt, die aber nicht begünstigt Behin­
derte sind;

»	 Verwendung von Mitteln des Ausgleichstaxenfonds für präventive Rehabi­
litationsmaßnahmen für Personen, denen auf Grund der bisher ausgeübten 
Beschäftigung eine Behinderung unmittelbar droht (zum Beispiel Übernahme 
der Kosten für eine Umschulung);

»	 Fortsetzung der Gültigkeit von Bescheiden aus den Versorgungsbereichen 
(KOVG, HVG) oder aus der gesetzlichen Unfallversicherung als Nachweis für 
die Zugehörigkeit zum begünstigten Personenkreis, wenn die/der Behinderte 
innerhalb von drei Monaten erklärt, weiterhin dem Personenkreis der begüns­
tigt Behinderten angehören zu wollen;

»	 Befugnis der Zentral- beziehungsweise Konzernbehindertenvertrauensperso­
nen, die Behindertenvertrauenspersonen beziehungsweise die Zentralbehin­
dertenvertrauenspersonen zweimal jährlich zu Versammlungen einzuberufen;

»	 Ersatz der Barauslagen, die den Behindertenvertrauenspersonen in Ausübung 
ihrer Tätigkeit entstehen.

Verordnung, BGBl II Nr. 38/1999
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 2.040 Schilling.

Änderung des BEinstG, BGBl I Nr. 106/1999
»	 Die bei dem/der SchuldnerIn einzutreibenden Gerichtsgebühren fließen dem 

Ausgleichstaxenfond zu.

Verordnung, BGBl II Nr. 24/2000
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 2.050 Schilling.
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2001 wurde die Organisation „Selbstbestimmt Leben Österreich“ (SLIÖ) 
gegründet. Ein Zusammenschluss aus Gruppen, die sich den Selbstbestimmt-
Leben-Grundsätzen verpflichtet fühlten.195

2001 wird auch durch das Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz die Sterilisation 
von Minderjährigen vollständig verboten. Bei Volljährigen bedarf es der persön-
lichen Zustimmung der betroffenen Personen (wobei es eng definierte Ausnah-
men gibt).196

2002 wird die Wiener Assistenzgenossenschaft (WAG) gegründet. Sie ent-
wickelte sich zu einem großen Anbieter für Persönliche Assistenz für Menschen 
mit Behinderungen.197 Die WAG ist Teil der Selbstbestimmt-Leben-Bewegung 
und möchte, dass behinderte Menschen die Möglichkeit und die notwendigen 
Ressourcen bekommen ihr Leben nach den eigenen Vorstellungen und Be-
dürfnissen zu gestalten.198 Auch WIBS („wir informieren beraten bestim­
men selbst“) wurde 2002 als unabhängige SelbstvertreterInnen-Organisation 
– unterstützt von der Selbstbestimmt-Leben-Initiative Innsbruck – gegründet. 
People First-Gruppen – Mensch-zuerst-Gruppen – beginnen sich um die Jahr-
tausendwende in Österreich zu organisieren. In der Folge entsteht ein „Netzwerk 
Selbstvertretung Österreich“ mit regelmäßigen österreichweiten Treffen.199

In Österreich wurde 2003 „10 Jahre Pflegegeld“ gefeiert. Eine Veranstaltung des 
Sozialministeriums fand anlässlich dessen statt.200 Allerdings wurde eine lang-
jährige Forderung der Anhebung des Pflegegeldes noch nicht erfüllt. Was dazu 
führte, dass eine Gruppe von RollstuhlfahrerInnen das Podium vor der Rede 
Herbert Haupts (Sozialminister, FPÖ) eroberte, um ihr Anliegen nach selbstbe-
stimmtem Leben zu thematisieren und zwar nicht in einem Heim, sondern mit-
hilfe Persönlicher Assistenz, die man sich aber leisten können muss.201

Die Europäische Union erklärte das Jahr 2003 zum Europäischen Jahr 
der Menschen mit Behinderung. Insbesondere Sensibilisierung, Eingliederung, 
Antidiskriminierung und gute Praktiken sollten laut den offiziellen Statements 
der EU den Schwerpunkt der Aktivitäten bilden. Einen wesentlichen Aspekt 
stellte dabei die möglichst enge Zusammenarbeit der öffentlichen Einrichtun-
gen und staatlichen Stellen (Regierungen/Gesetzgebungskörper/Behörden) mit 
den Menschen mit Behinderung und ihren Interessenvertretungen dar. Die Er-
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wartungen der Menschen mit Behinderung und ihrer Interessenvertretungen 
in Österreich waren hoch und sehr zentral auf das Thema Behindertengleich-
stellung gerichtet. Im Nationalratswahlkampf hatten sich zuvor nämlich alle 
politischen Parteien klar für die Schaffung eines österreichischen Behinderten-
gleichstellungsgesetzes ausgesprochen. Passend dazu musste bis Dezember 
2003 die EU Gleichbehandlungsrichtline 78/2000/EG, betreffend der Gleichbe-
handlung behinderter Menschen in Beschäftigung und Beruf, auch in Österreich 
gesetzlich umgesetzt werden.202 Bisher waren behinderte Menschen in Öster-
reich noch immer wegen ihrer Behinderung vom Zugang zu verschiedensten 
Berufen ausgeschlossen. Grund dafür war meist eine für die Ausübung eines 
solchen Berufes verlangte „körperliche und/oder geistige Eignung“. Wobei so gut 
wie immer nicht behinderte Menschen entschieden, wer als körperlich und geis-
tig geeignet anzusehen ist. Diese jedoch haben die unterschiedlichsten Vorstel-
lungen von der Lebensrealität behinderter Menschen. Mit der neuen Richtlinie 
wurde sowohl die unmittelbare wie auch die mittelbare Diskriminierung wegen 
einer Behinderung verboten, insbesondere wenn eine behinderte Person in einer 
vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung als eine nicht be-
hinderte Person erhält (Benachteiligung).203

2005 wurde die österreichische Gebärdensprache verfassungsrechtlich an-
erkannt (BGBl. I Nr. 81/2005, Art. 8 Abs. 3 B-VG).204 Ebenfalls 2005 wird das 
Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz BGstG verabschiedet. Nach dem 
Gesetz können bei Diskriminierungen Schlichtungen durchgeführt werden, es 
besteht allerdings kein Unterlassungsanspruch, im besten Fall Ansprüche auf 
geringen Schadensersatz.205 Am 13. Dezember 2006 erfolgte die Verabschie-
dung der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), sowie des zugehö-
rigen Fakultativprotokolls für Individualbeschwerden. Auf Internationaler Ebene 
trat diese dann am 3. Mai 2008 in Kraft, nachdem 20 Staaten – darunter auch 
Österreich – die UN-BRK ratifiziert hatten.206 

2008 wurde in Österreich das Netzwerk Selbstvertretung von Menschen mit 
Lernschwierigkeiten gegründet.207 Ziel war es für Gleichstellung und Selbstbe-
stimmung zu kämpfen.208 Auch in den Bundesländern wurden weitere People 
First / Mensch Zuerst – Bewegungen gegründet.209
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Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung 
(2001 – 2010):210

Änderung des BEinstG, BGBl Nr. 60/2001
»	 Wirksamwerden des besonderen Kündigungsschutzes erst sechs Monate 

nach Begründung des Beschäftigungsverhältnisses;
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 196,22 € (ab 01.07.2001);
»	 Ersetzung der im Gesetz angeführten Schillingbeträge durch Eurobeträge.

Änderung des BEinstG, BGBl Nr. 150/2002
»	 Ersetzung des Ausdruckes „die Bundesämter für Soziales und Behinderten­

wesen“ jeweils durch den Ausdruck „das Bundesamt für Soziales und Behin­
dertenwesen“;

»	 Abschaffung der Prämien für Arbeitsaufträge an Einrichtungen, in denen 
überwiegend Behinderte mit einem Grad der Behinderung von mindestens 
50 % tätig sind;

»	 Vertretung der Vorsitzführung im Ausgleichstaxenfond-Beirat durch eineN 
VertreterIn des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und Generationen 
aus dem Stande der Bediensteten an Stelle einer Vertreterin / eines Vertreters 
des Bundesministeriums für soziale Sicherheit und Generationen aus dem 
Stande der Beamten;

»	 Gewährung von Zuschüssen und Darlehen zur Errichtung, zum Ausbau, zur 
Ausstattung und zum laufenden Betrieb von Integrativen Betrieben sowie zur 
Sicherung der Arbeitsplätze in Integrativen Betrieben und zur Erhaltung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit unter Berücksichtigung der vom jeweiligen Betrieb er­
zielten Wertschöpfung.

Änderung des BEinstG, BGBl I Nr. 158/2002
»	 Gewährung von Zuschüssen und Darlehen für von Betrieben bis 31. Dezem­

ber 2003 durchgeführte investive Maßnahmen, die der Verbesserung der Zu­
gänglichkeit für Menschen mit Behinderungen dienen.
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Änderung des BEinstG, BGBl I Nr. 71/2003
»	 Unbefristete Gewährung von Zuschüssen und Darlehen für von Betrieben 

durchgeführte investive Maßnahmen, die der Verbesserung der Zugänglich­
keit für Menschen mit Behinderung dienen.

Verordnung, BGBl II Nr. 53/2004
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 198 €.

Verordnung, BGBl II Nr. 536/2004
»	 Erhöhung der Ausgleichtaxe auf monatlich 201 €.

Änderung des BEinstG, BGBl I Nr. 82/2005
»	 Zeitgemäße Formulierung der Behinderung;
»	 Der Diskriminierungsschutz ist an keine Voraussetzung der Staatszugehörig­

keit gebunden;
»	 Schutz vor Diskriminierung in der Arbeitswelt, bei der Begründung des Dienst­

verhältnisses, bei der Festsetzung des Entgelts, bei der Gewährung freiwilliger 
Sozialleistungen, die kein Entgelt darstellen, bei Maßnahmen der Aus- und 
Weiterbildung und Umschulung, beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei 
Beförderungen und der Zuweisung höher entlohnter Verwendungen (Funk­
tionen), bei den sonstigen Arbeitsbedingungen, bei der Beendigung des 
Dienstverhältnisses, bei der Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeit­
nehmerInnen- oder ArbeitgeberInnenorganisation oder einer Organisation, 
deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich 
der Inanspruchnahme der Leistung solcher Organisationen, bei den Bedin­
gungen für den Zugang zu selbstständiger Erwerbstätigkeit;

»	 Schutz vor Belästigungen;
»	 Rechtsfolgen der Diskriminierung;
»	 Schadenersatz.

Verordnung, BGBl II Nr. 467/2005
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 206 €.
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2010 überreichte der OÖ Zivil-Invalidenverband erstmals die Auszeichnung 
„INCLUSIO“ um Privatpersonen, Firmen, Behörden und Freizeiteinrichtungen vor 
den Vorhang zu holen, die sich besonders für Menschen mit Behinderung ein-
setzen. Diese Auszeichnung wird alle zwei Jahre vergeben und wurde 2012 in 
„COMPLEMENTO“ umbenannt. Der ÖZIV hat heute 17 Orts- und Bezirksgruppen 
und umfasst etwa 5.400 Mitglieder und rund 200 ehrenamtliche FunktionärIn-
nen. Er ist DienstgeberIn für 180 Beschäftigte und betreut in etwa 180 Men-
schen mit unterschiedlichen Beeinträchtigungen.211 

2012 erfolgte die Evaluierung des Behindertengleichstellungsgesetzes. Dabei 
wurde vor allem untersucht, welche Auswirkungen die gesetzlichen Bestim-
mungen im Behindertengleichstellungspaket (2005) auf die davon betroffenen 
Menschen, Organisationen und Unternehmen hatten. In der Studie wurde fest-
gehalten, dass das Schlichtungsverfahren und die Verpflichtung Diskriminierung 
und Benachteiligung aufgrund von Barrieren zu vermeiden, positive Auswirkun-
gen für Menschen mit Beeinträchtigung in Gang brachte. Eine umfangreiche 
Gleichstellung wurde aber bisher weder in der Lebens- noch in der Arbeitswelt 
erzielt. Es wurden Handlungsempfehlungen erarbeitet.212

Seit 1. Jänner 2014 ist das Sozialministeriumservice (früher: Bundessozialamt) 
(und nicht mehr die Bezirkshauptmannschaft beziehungsweise das Magistrat) 
gemäß § 29 b StVO für die Ausstellung von Parkausweisen für Menschen mit Be-
hinderung zuständig. Um einen solchen Parkausweis zu erhalten, ist ein Behin-
dertenpass mit der Zusatzeintragung „Unzumutbarkeit der Benützung öffent-
licher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung auf Grund 
einer Behinderung“ Voraussetzung.213

2015 wurde das erste „Arbeit mit Beeinträchtigung – Wir steigen ein“ 
Seminar vom VÖGB OÖ im Gebäude des FAB (Verein zur Förderung von Arbeit 
und Beschäftigung) in Linz angeboten. Dabei handelt es sich um ein Basisseminar 
für Behindertenvertrauenspersonen, um sich Grundlagenwissen rund um den 
Aufbau einer funktionierenden Behindertenvertretung anzueignen, Netzwerke 
aufzubauen und Kontakte zu oberösterreichischen Ansprechpersonen zu knüp-
fen. Gerhard Gabauer, selbst Behindertenvertrauensperson in Oberösterreich 
und heutiger Vorsitzender des Funktionsforums „Arbeit mit Beeinträchtigung“ 
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für Behindertenvertrauenspersonen im ÖGB OÖ, leistete dabei Pionierarbeit.214 
Mittlerweile ist das Seminar bereits zweiteilig und umfasst fünf Ausbildungs-
tage sowie regelmäßige Netzwerktreffen „Eine starke Stimme für Arbeit 
mit Beeinträchtigung“ für Behindertenvertrauenspersonen. Ab 2021 ist ein 
weiterer Ausbau der Seminare des VÖGB OÖ geplant und auch Fresh-ups sollen 
angeboten werden.215

2018 wurde auch der der Verein zur Unterstützung des „Unabhängigen Mo­
nitoringausschusses zur Umsetzung der UN-Konvention über die Rech­
te von Menschen mit Behinderungen“ gegründet. Der Monitoringausschuss 
selbst feierte im selben Jahr bereits das 10jährige Jubiläum.216 Er hat sich auf 
Grundlage des § 13 des Bundesbehindertengesetzes konstituiert und ist ein un-
abhängiger Ausschuss, der die Einhaltung der Menschenrechte von Menschen 
mit Behinderungen durch die öffentliche Verwaltung für den Bereich der Bun-
deskompetenz, überwacht. Er bezieht sich dabei auf die UN-Konvention über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen.217 2019 wurde vom Monitoring-
ausschuss auch eine Broschüre mit dem Titel „Die UN-Behindertenrechtskon-
vention. Historische Entwicklung und Auswirkung auf die Republik Österreich“ 
herausgegeben, die auch bestellt werden kann.218
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2018 wurde im ÖGB OÖ das Funktionsforum „Arbeit mit Beeinträch­
tigung“ für Behindertenvertrauenspersonen gegründet. Wesentliche Auf
gaben von Behindertenvertrauenspersonen sind:219

Ziel des Funktionsforums „Arbeit mit Beeinträchtigung“ ist es beeinträchtigten 
Menschen eine offizielle Stimme im ÖGB OÖ zu geben und Behindertenvertrau-
enspersonen die Möglichkeit zu geben, sich stärker zu vernetzen, gegenseitig zu 
unterstützen, sich weiterzubilden und sich politisch einbringen zu können.220

Seit dem 1. Juli 2019 gibt es einen Inklusionsbonus, der Betriebe bei der Auf-
nahme von Lehrlingen mit Behindertenpass unterstützt. Die Höhe des Bonus 
richtet sich nach der jeweils gültigen Ausgleichstaxe und beträgt derzeit monat-
lich € 262. 

2020 wurde das 100jährige Jubiläum der Behindertenvertretung von 1920-2020 
begangen, das der VÖGB OÖ anlässlich einer Veranstaltung im Bildungshaus „Jä-
germayrhof“ der Arbeiterkammer in Linz, gemeinsam mit dem Funktionsforum 
„Arbeit mit Beeinträchtigung“ für Behindertenvertrauenspersonen im ÖGB so 
würdigte.221

Abb. 33: Aufgaben BVP
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Gesetzesänderungen im Bereich der Behinderteneinstellung  
(2010 – 2020):222

Änderung des BEinstG, BGBl I Nr. 82/2005
Änderung des BEinstG BGBl I Nr 81/2010, Art 5 (ab 1. September 2010);
»	 Weisungsfreiheit der Berufungskommission wird festgeschrieben; 
»	 Grad der Behinderung ist nach den Bestimmungen der Einschätzungsverord­

nung festzustellen

Verordnung BGBl II Nr 261/2010 (ab 1. September 2010)
»	 Einschätzungsverordnung ersetzt die Richtsatzverordnung

Änderung des BEinstG BGBl I Nr 111/2010, Art 103 (ab 1. Jänner 2011);
»	 Erweiterung des Personenkreises der begünstigt Behinderten – Anpassung an 

die Richtlinie 2004/38/EG des europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 und die Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 
2003;

»	 Verankerung der einzelnen Projektfördermaßnahmen der begleitenden Hilfen 
im Gesetz und Eröffnung der Möglichkeit einer pauschalierten Abgeltung für 
behinderungsbedingten Mehraufwand eines behinderten Unternehmers

»	 Wirksamwerden des besonderen Kündigungsschutzes (Zustimmung durch 
den Behindertenausschuss) erst 4 Jahre nach Begründung des Beschäfti­
gungsverhältnisses (für nach dem 31. 12. 2010 begründete Dienstverhält­
nisse);

»	 Verpflichtung des Dienstgebers, vor Einleitung eines Kündigungsverfahrens 
den Betriebsrat beziehungsweise die  Personalvertretung und Behinderten­
vertrauensperson zu verständigen;

»	 Anbieten einer Krisenintervention vor Durchführung eines Kündigungsver­
fahrens;

»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 226 €, für DienstgeberInnen ab 
100 DienstnehmerInnen auf monatlich 316 € und für DienstgeberInnen ab 
400 DienstnehmerInnen auf monatlich 336 € (ab 1. 1. 2011);

»	 Stärkung der Rechtsstellung der Behindertenvertrauenspersonen.
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Änderung des BEinstG BGBl I Nr 7/2011, Art 3 (ab 1. März 2011)
»	 Diskriminierungsschutz auch für Personen, die wegen ihres Naheverhältnis­

ses zu einer Person, die behindert ist, diskriminiert werden (Diskriminierung 
durch Assoziierung);

»	 Anhebung des Mindestschadenersatzes bei Belästigung von 720 Euro auf 
1000 Euro;

Verordnung BGBl II Nr 416/2011 (ab 1. Jänner 2012)
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 232 €, für DienstgeberInnen ab 

100 DienstnehmerInnen auf monatlich 325 € und für DienstgeberInnen ab 
400 DienstnehmerInnen auf monatlich 345 €;

Verordnung BGBl II Nr 407/2012 (ab 1. Jänner 2013)
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 238 €, für DienstgeberInnen ab 

100 DienstnehmerInnen auf monatlich 334 € und für DienstgeberInnen ab 
400 DienstnehmerInnen auf monatlich 355 €;

Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes BGBl I Nr 71/2013, Art 1  
(ab 1. Jänner 2014)
»	 Auflösung der Berufungskommission;
»	 Anwendbarkeit des AVG, VwGVG und abweichende Bestimmungen des 

BEinstG;
»	 Generelle Beschwerdefrist von sechs Wochen;
»	 Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes in Senaten;
»	 Gebührenfreiheit auch in Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht, dem 

Verwaltungsgerichtshof und Verfassungsgerichtshof.

Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes BGBl I Nr 72/2013, Art 2  
(ab 1. Jänner 2014)
»	 Anpassung an die Richtlinie 2011/98/EU; Erweiterung des Kreises der begüns­

tigten drittstaatsangehörigen Behinderten;
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Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes BGBl I Nr 107/2013, Art 3  
(ab 1. August 2013)
»	 Harmonisierung des Behindertengleichstellungsrechts mit Regelungen im 

Gleichbehandlungsgesetz;
»	 Schutzbereich für gesamte Dauer der Berufsberatung, Berufsbildung, beruf­

lichen Weiterbildung und Umschulung;
»	 Erweiterung des Geltungsbereichs auf alle Bereiche der Selbständigen-Gleich­

behandlungsrichtlinie;
»	 Angleichung des Tatbestandes der Belästigung an die Terminologie des 

Gleichbehandlungsgesetzes;

Verordnung BGBl II Nr 461/2013 (ab 1. Jänner 2014)
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 244 €, für DienstgeberInnen ab 

100 DienstnehmerInnen auf monatlich 342 € und für DienstgeberInnen ab 
400 DienstnehmerInnen auf monatlich 364 €;

Verordnung BGBl II Nr 331/2014 (ab 1. Jänner 2015)
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 248 €, für DienstgeberInnen ab 

100 DienstnehmerInnen auf monatlich 348 € und für DienstgeberInnen ab 
400 DienstnehmerInnen auf monatlich 370  €;

Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes BGBl I Nr 57/2015, Art 5  
(ab 1. Juli 2015)
»	 Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes über die Einschätzung des 

Grads der Behinderung gelten als Nachweis für die Zugehörigkeit zum Perso­
nenkreis der begünstigten Behinderten;

»	 Verlängerung der Beschwerdevorentscheidungsfrist auf 12 Wochen;
»	 Einführung einer Neuerungsbeschränkung vor dem Bundesverwaltungsge­

richt;
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Verordnung BGBl II Nr 421/2015 (ab 1. Jänner 2016)
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 251 €, für DienstgeberInnen ab 

100 DienstnehmerInnen auf monatlich 352 € und für DienstgeberInnen ab 
400 DienstnehmerInnen auf monatlich 374  €;

Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes BGBl. I Nr. 35/2017  
(ab 1. Jänner 2017)
»	 Verlängerung der Funktionsperiode für Behindertenvertrauenspersonen von 

vier auf fünf Jahre.

Verordnung BGBl. II Nr. 365/2017 (ab 1. Jänner 2018)
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 257 €, für DienstgeberInnen ab 

100 DienstnehmerInnen auf monatlich 361 € und für DienstgeberInnen ab 
400  DienstnehmerInnen auf monatlich 383 €;

Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes,  
des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes und des  Bundesbehinderten-
gesetzes BGBl. I Nr. 155/2017 (ab 1. Jänner 2018)
»	 Aus allgemeinen Budgetmitteln sind jährlich 90 Millionen Euro für Maßnah­

men der beruflichen Inklusion für Menschen mit Behinderungen zur Verfü­
gung zu stellen. Dieser Betrag ist ausgehend vom Basisjahr 2018 jährlich ab 
dem Jahr 2019, nach dem für den Bereich des Allgemeinen Sozialversiche­
rungsgesetzes festgesetzten Anpassungsfaktor, zu vervielfachen.

»	 Vor Aufnahme in einen Integrativen Betrieb, der Förderungsmittel aus dem 
Ausgleichstaxfond erhält oder in Anspruch zu nehmen beabsichtigt, ist ein 
Team zu befassen, dem als Mitglieder je ein/e VertreterIn des Arbeitsmarkt­
service, des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen, des Landes 
(Behindertenhilfe) und der LeiterIn jenes Integrativen Betriebes angehören, in 
dem der begünstigte Behinderte beschäftigt werden soll.

»	 Die Durchführung der Arbeitsvermittlung für Menschen mit Behinderungen 
obliegt den im Arbeitsmarktförderungsgesetz (AMFG) genannten Organisa­
tionen. Diese haben dahin zu wirken, dass Menschen mit Behinderungen auf 
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solchen Arbeitsplätzen eingestellt werden, auf denen sie trotz ihrer Behinde­
rungen vollwertige Arbeit zu leisten vermögen.

»	 Bei einer Belästigung hat die betroffene Person gegenüber der/des Belästigers 
jedenfalls Anspruch auf Ersatz des erlittenen Schadens und auf Unterlassung 
der Belästigung. Darüber hinaus hat die betroffene Person zum Ausgleich der 
erlittenen persönlichen Beeinträchtigung Anspruch auf angemessenen Scha­
denersatz, mindestens jedoch auf 1 000 Euro.

»	 Regelung über die Aufgaben des Behindertenanwalts.;

Änderung des Behinderteneinstellungsgesetzes,  
des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes und des Bundesbehinderten-
gesetzes BGBl. I Nr. 32/2018 (ab 25. Mai 2018)
»	 Die Verwendung personenbezogener Daten von Menschen mit Behinderung 

unter anderem durch das Sozialministeriumservice  (Datenschutz-Grundver­
ordnung – DSGVO);

Verordnung BGBl. II Nr. 356/2018 (ab 1. Jänner 2019)
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 262 €, für DienstgeberInnen ab 

100 DienstnehmerInnen auf monatlich 368 € und für DienstgeberInnen ab 
400 DienstnehmerInnen auf monatlich 391 €;

Verordnung BGBl. II Nr. 347/2019 (ab 1. Jänner 2020)
»	 Erhöhung der Ausgleichstaxe auf monatlich 267 €, für DienstgeberInnen ab 

100 DienstnehmerInnen auf monatlich 375 € und für DienstgeberInnen ab 
400 DienstnehmerInnen auf monatlich 398 €;
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Materieller Wohlstand ist nach wie vor ein zentrales Ziel der Wirtschaftspolitik, 
jedoch nicht das einzige. Er ist die Basis des Überlebens und umso mehr des 
guten Lebens. In reichen Gesellschaften muss die Verteilung des Reichtums be-
achtet werden. Jedes Mitglied der Gesellschaft soll seinen Teil zum gemeinsa-
men Wohlstand leisten können. Das Recht auf Teilhabe an der Gesellschaft ist 
durch ein bloßes Recht auf Stillhalten und Almosenempfang nicht verwirklicht. 
Einkommen und Wohlstand sollen auch dann gesichert sein, wenn widrige Um-
stände Menschen daran hindern, für sich selbst zu sorgen. Die Gewerkschaften 
treten daher für einen umfassenden Sozialstaat ein, der auf Basis gegenseitiger 
Hilfe die Unterstützung der gerade Bedürftigen durch die gerade Leistungsfähi-
gen sicherstellt.223 

Das zeigt auch, wie wichtig die Arbeit der Behindertenvertrauenspersonen in 
den Betrieben ist. Die Arbeitsbelastungen steigen und im Laufe ihres Berufs-
lebens bis zur Pension werden viele ArbeitnehmerInnen mit gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen konfrontiert. Die Stärkung der Behindertenvertrauens­
personen (BVP) als wichtige PartnerInnen der BetriebsrätInnen und Per­
sonalverteterInnen ist daher unbedingt zu fördern.

Funktionsforum „Arbeit mit Beeinträchtigung“ für 
Behindertenvertrauenspersonen im ÖGB OÖ

Laut der Geschäftsordnung des ÖGB sind Funktionsforen Plattformen von Grup-
pen von Mitgliedern mit den selben spezifischen Aufgaben und Interessen. In 
Funktionsforen können sich diese Personen vernetzen, austauschen und an der 
Gestaltung der gewerkschaftlichen Positionen teilnehmen.224  

Dementsprechend ist es Aufgabe des Funktionsforums „Arbeit mit Beeinträchti-
gung“ im ÖGB OÖ die Positionen von Menschen mit Beeinträchtigung am ersten 
Arbeitsmarkt und den Behindertenvertrauenspersonen (BVP), als deren Vertre-
terInnen, in den ÖGB hineinzutragen, um Verbesserungen für diese Zielgruppe 
zu erreichen. Wünschenswert wäre der Ausbau dieser Gremienarbeit und die 
Erweiterung auf ganz Österreich.
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Die Stärkung der Behindertenvertrauenspersonen (BVP) wird sogar gleich an 
mehreren Stellen im ÖGB Grundsatzpogramm 2018 gefordert.225 

In Oberösterreich fordert das Funktionsforum Arbeit mit Beeinträchtigung 2020 
vor allem die Berücksichtigung des Grades der Behinderung für die Pen­
sionen sowie die Schaffung von Anreizen für Betriebe, um begünstigt Be­
hinderte einzustellen sowie die gesetzliche Verankerung des Sonderurlaubs 
für begünstigt Behinderte. Gleichzeitig setzt man sich für die Schaffung von 
Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten der Behindertenvertrauensper­
sonen, gleichwertig mit jenen für BetriebsrätInnen und PersonalvertreterInnen 
ein. Dabei wird besonderer Wert auf die gute Zusammenarbeit und gegenseitige 
Ergänzung und Unterstützung aller ArbeitnehmerInnenvertreterInnen gelegt.

Forderungen des ÖGB Bundeskongresses für Menschen  
mit Beeinträchtigung

Beim ÖGB-Bundeskongress von 12. – 14. Juni 2018 tagten rund 500 Dele
gierte.226  Im dabei veröffentlichten Grundsatzprogramm für 2018–2023 wird 
auf eine Ausweitung der Beschäftigungspflicht gedrängt. Derzeit können sich 
Unternehmen mit größerem betriebswirtschaftlichen Erfolg leichter von der 
Einstellungspflicht freikaufen.

Das Behinderteneinstellungsgesetz regelt, dass Unternehmen, die 25 oder 
mehr DienstnehmerInnen beschäftigen, auf je 25 DienstnehmerInnen 
mindestens eineN begünstigt BehinderteN zu beschäftigten haben. Für 
Unternehmen besteht die Möglichkeit, anstatt der Pflichtanstellung eine 
Ausgleichstaxe zu bezahlen, wenn sie keinen Menschen mit Behinderung 
einstellen.

Beispielsweise 2018 ergab sich aus dieser Regelung, dass 2,9 Prozent der 
Unternehmen einer Beschäftigungspflicht von zehn Menschen mit Behinde-
rung unterlagen. Aus sozialpolitischen Interessen muss versucht werden, mehr 
Unternehmen unter die Beschäftigungspflicht zu bringen.
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Auch die 2011 verlängerte Wartefrist im Kündigungsschutz für Menschen mit 
Behinderung verfehlte die sozialpolitischen Absichten. Ursprünglich sollte sie 
dazu beitragen, dass mehr Menschen mit Behinderung in ein Beschäftigungs-
verhältnis aufgenommen werden. Letztendlich wurden aber sogar weniger 
Menschen mit Behinderung in den Betrieben aufgenommen.

Aus diesen Gründen fordert der ÖGB in seinem Grundsatzprogramm (2018–
2023) die Rücknahme der Verlängerung der Wartezeit zum Kündigungs­
schutz sowie die Änderung der Ausgleichstaxe im Behinderteneinstellungs-
gesetz. Diese muss die Höhe durchschnittlicher Lohnkosten erreichen, damit 
es für Unternehmen unattraktiv wird, sich mittels Taxe der Beschäftigung  
Behinderter zu entziehen. Gleichzeitig wird die Senkung der Voraussetzun-
gen für die Einstellungspflicht für begünstigte Behinderte von derzeit 25 auf 
20 DienstnehmerInnen und die Stärkung der Behindertenvertrauenspersonen 
gefordert.227 

Darüber hinaus fordert der ÖGB OÖ für Menschen mit Beeinträchtigung einen 
besonderen Kündigungsschutz ab 6 Monaten (der derzeit bei Neugründung 
eines neuen Dienstverhältnisses erst nach 48 Monaten Dienstzugehörigkeit in 
Kraft tritt) sowie die gesetzliche Verankerung der Wiedereingliederungsteil­
zeit für begünstigt Behinderte.228  

In Oberösterreich gilt auch die Abschaffung des Pflegeregresses nicht für sta-
tionär untergebrachte Menschen mit Beeinträchtigungen und für Menschen 
mit Beeinträchtigungen, die eine Maßnahme aus dem oberösterreichischen 
Chancengleichheitsgesetz in Anspruch nehmen. Nach dem oberösterreichischen 
Chancengleichheitsgesetz hat das Land Oberösterreich nach wie vor die Mög-
lichkeit, auf das Vermögen dieser Menschen (Freibeträge bestehen) sowie auf ihr 
Einkommen zuzugreifen. Die Behindertenhilfe ist in Oberösterreich nämlich, wie 
in vielen anderen Bundesländern, eigenständig und somit nicht Teil der Sozial
hilferegelungen der Länder. Daher setzt sich der ÖGB OÖ auch dafür ein, die 
Abschaffung des Pflegeregresses für Menschen mit Beeinträchtigung auf-
recht zu erhalten.229 
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Weitere Forderungen des ÖGB, die einen Einfluss auf Menschen mit Be­
einträchtigung haben:

Der ÖGB will eine pluralistische Gesellschaft, in der die ArbeitnehmerInnen 
einen besonderen Stellenwert haben, in der Friede, Demokratie, soziale Gerech-
tigkeit sowie Chancengerechtigkeit und Gleichbehandlung der Geschlechter 
herrschen.230 Aber vor allem Ältere, gesundheitlich Beeinträchtigte, Menschen 
mit Behinderung und niedrigqualifizierte Personen haben es deutlich schwerer, 
wieder in den Arbeitsmarkt einzusteigen, wenn sie arbeitslos geworden sind. 
Langzeitbeschäftigungslosigkeit steigt und damit auch die Zahl der Menschen, 
die auf Notstandshilfe angewiesen sind. Deshalb müssen alle Anstrengungen 
unternommen werden, um die Menschen bei der Arbeitssuche zu unterstützen, 
Langzeitbeschäftigungslosigkeit zu verhindern und deren Existenz zu sichern.  
Ziel der Politik muss es sein, Menschen bis zum Pensionsantritt gesund im 
Arbeitsprozess zu halten.231 

Oft wird die Arbeit für Menschen mit Beeinträchtigung als Querschnittsmaterie 
bezeichnet. Dementsprechend sind auch an vielen Stellen des ÖGB Grundsatz-
programmes wichtige Forderungen für Menschen mit Beeinträchtigung enthal-
ten. Beispielsweise die Forderungen nach:232 

»	 Verkürzung der effektiven Arbeitszeit, um ausreichende Erholungsphasen 
und bessere Vereinbarkeit und Planbarkeit von Berufs- und Privatleben zu er-
zielen, damit Arbeit körperlich und seelisch nicht krank macht. Arbeits-
zeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich führt nicht nur zu einem Anstieg 
der Arbeitszufriedenheit und zu weniger Krankenständen, sondern auch zu 
einem Produktivitätszuwachs. Das kann man anhand von Beispielen aus den 
skandinavischen Ländern erkennen.

»	 Einem modernen ArbeitnehmerInnenschutzrecht und der Schaffung 
einer qualitativ hochstehenden Präventionskultur. Denn nachhaltig ver-
besserte Arbeitsbedingungen lohnen sich für alle: Weniger arbeitsbedingte 
Erkrankungen, Berufskrankheiten und Arbeitsunfälle entlasten das Gesund-
heitssystem und führen zu einer besseren Arbeitsfähigkeit der Arbeitneh-
merInnen. Ziel ist, die Gesundheit weit bis über das Erwerbsleben hinaus zu 
erhalten.
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»	 Finanzieller Basis für die AUVA und anderer Unfallversicherungsträger. Sie 
leisten hervorragende Arbeit im Bereich der Prävention, Unfallheilbehand-
lung, Rehabilitation und Entschädigung. Die Expertise der AUVA im Arbeit-
nehmerInnenschutz zur Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankhei-
ten ist unverzichtbar.

»	 Kosten für das Haftungsprivileg auch in Zukunft ausschließlich aus Ar­
beitgeberbeiträgen zu bestreiten. Die Unfallversicherung bietet den Arbeit-
geberInnen eine kostengünstige Möglichkeit der Haftpflichtversicherung. 

»	 Erforschung und Vorbeugung arbeitsbedingter Erkrankungen inklu­
sive Beratung der Betriebe muss als Pflichtaufgabe der AUVA verankert 
werden. Dazu ist ein Kompetenzzentrum für arbeitsbedingte Prävention und 
angewandte Forschung notwendig.

»	 Ausbau der Präventivfachkräfte im Betrieb: Arbeits- und Organisations-
psychologInnen verpflichtend als dritte Präventivfachkraft, gleichberechtigt 
zu ArbeitsmedizinerInnen und Sicherheitsfachkräften.

»	 Alternsgerechtem Arbeiten im Betrieb: Verbindliche Grenzwerte für das 
Heben, Tragen und Ziehen von Lasten, geregelt in einer Verordnung sowie 
eine erzwingbare Betriebsvereinbarung zur Umsetzung von alternsgerech-
tem Arbeiten.

»	 Verpflichtender betrieblicher Gesundheitsförderung: Zusätzlich zu 
einem Präventions- und Gesundheitsförderungsgesetz sollen Maßnahmen 
der Betrieblichen Gesundheitsförderung auch über eine Betriebsvereinba-
rung erzwingbar durchgesetzt werden können.

»	 Verbindlichen risikobasierten Grenzwerten für krebserzeugende Ar­
beitsstoffe.

»	 Erweiterung und Aktualisierung der Liste der Berufskrankheiten sowie 
Erleichterungen der Zuerkennungskriterien.

»	 Aufstockung der personellen Ressourcen der Arbeitsinspektion mit 
mehr Durchsetzungsbefugnis zur verstärkten Kontrolle der Arbeitsbe­
dingungen. 

»	 Behördlichem Status für Bedienstetenschutzbeauftragte analog dem 
Arbeitsinspektorat. 
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»	 Jährlicher Valorisierung der Strafsätze sowie wirksamer Strafrahmen 
im ArbeitnehmerInnenschutzgesetz und im Arbeitsinspektionsgesetz.

»	 Sanktionen für ArbeitgeberInnen bei Nichtumsetzung von gesundheits-
fördernden Maßnahmen.

»	 Schutz vor Diskriminierung von Menschen mit besonderen Bedürfnissen, 
wie z. B. mit psychischen/chronischen Erkrankungen, und verstärkte Integra-
tion dieser Personengruppe durch entsprechende Arbeitsplatzgestaltung.

»	 Vorrang im öffentlichen Beschaffungswesen für Aufträge an Unterneh-
men, deren Hauptzweck die soziale und berufliche Integration von Menschen 
mit Behinderung oder von sonstigen benachteiligten Menschen ist. Diese 
Regelung muss im Bundesvergabegesetz umgesetzt werden.

»	 Voller Anrechnung der Eltern-, Pflege-, und Familienhospizkarenzzei­
ten auf alle gesetzlichen und kollektivvertraglichen dienstzeitabhängigen 
Ansprüche.

»	 Aktiver Bekämpfung von Ausgrenzung am Arbeitsmarkt: Prävention, 
Früherkennung, rechtzeitige, ausreichende, gut aufeinander abgestimmte 
Behandlung und Rehabilitation sowie wirksame Wiedereingliederung in das 
Arbeitsleben als Aufgabe der Politik

»	 Etablierung von Modellen der stufenweisen Integration in den Arbeits-
markt, finanziert vom AMS.

»	 Dauerhaften Beschäftigungsmöglichkeiten auf dem „zweiten Arbeits­
markt“. Neben Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten müssen auch länger-
fristige und nachhaltige Arbeitsplätze für benachteiligte Menschen geschaf-
fen werden.

»	 Bereitstellung von Infrastruktur für die Pflege durch mehr Investitionen in 
klassische Pflegeeinrichtungen, pflegegerechte Wohnungen und innovative 
Formen der Pflegebereitstellung wie Tageszentren oder Pflegestützpunkte.

»	 Pflichtversicherung: Sie gewährleistet die soziale Absicherung der Men-
schen in Österreich und verhindert eine Risikoauslese.

»	 Einer solidarischen Finanzierung bei der Pflichtversicherung, damit 
höhere Selbstbehalte und eine Finanzierung über Risikoprämien ausge-
schlossen werden. Die Sozialversicherungen tragen zur Versorgungssicher-
heit bei und sichern das notwendige Fachwissen für die optimale Betreuung 
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der Versicherten. Sie müssen im Interesse der Versicherten betrieben und 
nicht privaten Gewinninteressen ausgeliefert werden.

»	 Der Geltung als SchwerarbeiterInnen, wenn ArbeitnehmerInnen im Rahmen 
ihrer Erwerbstätigkeit mit Menschen mindestens der Pflegestufe 3 arbeiten.

»	 Einem mit 100 Millionen Euro dotierten Rehabilitationsfonds, damit sinn-
volle Rehabilitationsmaßnahmen (z. B. mehr Plätze von bezahlter Psycho-
therapie) nicht an fehlenden Geldmitteln scheitern.

»	 Jährlicher Erhöhung des Rehabilitationsgelds. Denn, während die Pensionen 
in regelmäßigen Abständen valorisiert werden, ist das beim Rehabilitations-
geld nicht vorgesehen. Die Menschen, die zu krank sind, um zu arbeiten, 
sollen jedoch nicht an Kaufkraft verlieren.

»	 Seit 2014 gibt es für Menschen, die ab 1964 geboren sind, keine befristeten 
Invaliditäts- bzw. Berufsunfähigkeitspensionen mehr. Die Betroffenen erhal-
ten stattdessen Rehabilitations- oder Umschulungsgeld.

»	 Flächendeckender Unterstützung für ArbeitnehmerInnen, die besonders be-
lastende Tätigkeiten ausüben, damit sie die Möglichkeit haben, sich recht-
zeitig beruflich neu zu orientieren.

»	 Dem Ausbau der integrierten Versorgung im Bereich der Prävention: Zur 
Vermeidung, dass Menschen krankheitsbedingt vorzeitig aus dem Arbeits-
leben ausscheiden, ist es sinnvoll, die Ziele Prävention und Rehabilitation 
zu verfolgen und alle Maßnahmen, die dem Erreichen dieser Ziele dienen, 
miteinander gut zu verzahnen. Damit würden Menschen, die eine Leistung 
aus der Gesundheitsvorsorge oder der Rehabilitation benötigen, diese auch 
früher und damit in den meisten Fällen auch wirksamer und nachhaltiger 
erhalten.

»	 Wiedereinführung von bundeseinheitlichen, armutsverhindernden und exis-
tenzsichernden Regelungen über die bedarfsorientierte Mindestsicherung.

»	 Keinen Zugangsbeschränkungen (z. B. Selbstbehalte) im Gesundheits­
system:  Der Zugang zum Gesundheitssystem darf nicht an materielle Vor-
aussetzungen gebunden sein und die Versorgung der Bevölkerung muss sich 
am Bedarf orientieren.
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»	 Einer Gesundheitsversorgung, die öffentliche Aufgabe bleibt: private 
Gewinninteressen dürfen nicht über Zugang und Qualität im Gesundheits-
wesen entscheiden.

»	 Harmonisierung der Leistungen der Krankenkassen für die Versicherten 
nach oben.

»	 Arbeitsbedingungen, die einen Gesundheitsberuf auch in Zukunft 
attraktiv machen. Das betrifft Arbeitszeit und Entgelt genauso wie An-
erkennung und Wertschätzung.

»	 Ausreichend Personal im Gesundheitsbereich, das ihrer Qualifikation ent-
sprechend und nicht nur kostenoptimierend eingesetzt wird.

»	 Schaffung von Ausbildungsplätzen für die diplomierte Fachpflege, um einem 
Pflegenotstand vorzubeugen.

»	 Vergleichbarkeit der Personalressourcen und des Personaleinsatzes (Stich-
wort Personalschlüssel) Einsparungen im Gesundheitswesen dürfen nicht 
auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen werden.

»	 Nachhaltiger Sicherstellung der Finanzierung der Pflege durch Implementie-
rung des Pflegefonds ins Dauerrecht.

»	 Rechtsanspruch auf Pflegekarenz beziehungsweise Pflegeteilzeit.
»	 Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Entlohnung des Pflege­

personals.
»	 Sozialer Staffelung bei der Förderung der 24-Stunden-Betreuung.
»	 Flächendeckendem Ausbau der mobilen Dienste, Pflegeheime, Tageszen-

tren, alternative Wohnformen, Hospize und Palliativeinrichtungen, genera-
tionsübergreifenden Wohn- und Betreuungsformen.

»	 Regelmäßiger Valorisierung des Pflegegeldes.

Der Sozialstaat

Der soziale Wandel (z. B. Individualisierung) und der technische Fortschritt brin-
gen zunehmend „flexible“ und unsichere Erwerbsformen mit sich, denen voller 
Sozialschutz fehlt. Die Bekämpfung von Armut ist eine der wichtigsten Auf
gaben des Sozialstaates. Behauptungen, dass der Sozialstaat in Zukunft nicht 
mehr finanzierbar ist, entbehren jeder Grundlage. 
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Menschen mit niedrigen Einkommen über eine Senkung der Sozialversiche-
rungsbeiträge zu entlasten, würde die finanzielle Basis des Sozialstaats aus-
höhlen. Leistungskürzungen wären zu befürchten. Davon wären Menschen mit 
niedrigen Einkommen überdurchschnittlich betroffen. Deshalb muss es Aufgabe 
der Steuerpolitik sein, für mehr Verteilungsgerechtigkeit zu sorgen.

Großer Schaden droht dem Sozialstaat durch eine rein marktorientierte Politik. 
Ohne sozialstaatliche Umverteilung wäre die Einkommens- und letztlich auch 
die Vermögensverteilung noch ungleicher. Wachsende Ungleichheit führt zu 
sozialen Ängsten, Perspektivenverlust und schwächt das gesellschaftliche Zu-
sammenleben. Der Sozialstaat ist Garant für sozialen Frieden und muss erhalten 
bleiben.233 

Zurzeit ist die Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten in Gefahr. Initiativen 
zur Verschlechterung wichtiger Gesetze und Deregulierungsbestrebungen im 
ArbeitnehmerInnenschutzrecht treiben unter dem Deckmantel der „Entbürokra-
tisierung“ ein unfaires und gefährliches Spiel mit der Gesundheit von Arbeitneh-
merInnen. Dabei sollte das Gesetz vor allem der Freund des Schwachen sein, in-
dem es besonders jene schützt, die dazu selbst wenige Möglichkeiten haben.234 

Pensionen235 

Ein weiteres Anheben des gesetzlichen Pensionsantrittsalters würde dazu füh-
ren, dass noch mehr Menschen aus der Arbeitslosigkeit in Pension gehen würden. 
Menschen, die bereits lange arbeitslos waren und/oder gesundheitliche Beein-
trächtigungen haben sowie Menschen mit Behinderung brauchen Modelle, die 
ihnen einen schrittweisen Wiedereinstieg ermöglichen. Krankheit macht arbeits-
los, Arbeitslosigkeit macht krank, daher ist es Aufgabe der Politik, vor allem im 
Bereich Prävention anzusetzen, damit Menschen länger und vor allem gesund 
arbeiten können.

Viele ArbeitnehmerInnen haben große Probleme bis zu den derzeit bestehenden 
Altersgrenzen der Pensionsversicherung zu arbeiten, weil viele Berufe, auch wenn 
sie nicht als Schwerarbeit gelten, enorm belastend sind und in vielen Fällen nicht 
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so lange ausgeübt werden können (z. B. Koch/Köchin, KellnerIn, Pflegedienst-
leistungen, etc.), ohne dass sie zu chronischen Gesundheitsproblemen führen 
und die Lebensqualität nachhaltig (auch im Ruhestand) beeinträchtigen. Dazu 
kommt, dass ab dem 60. Lebensjahr die körperliche Leistungsfähigkeit so stark 
abnimmt, dass viele Berufe nicht einmal bis zum Regelpensionsalter ausgeübt 
werden können.236 Arbeitsbelastungen (Zeitdruck, Kontrolle) haben in vielen 
Bereichen zugenommen: psychische Belastungen für Beschäftigte im Kranken-
haus und in der Pflege (Intensivpflege, Behindertenpflege, mobile Pflege, etc.), 
Belastungen durch unregelmäßige Arbeitszeiten (12-Stunden-Schichten, stark 
schwankende Dienstpläne, extreme Früh- oder Spätschichten) oder auch Belas-
tungen in der Gastronomie (Stress, unregelmäßige Arbeitszeiten).237 Vor allem 
Ältere haben gesundheitliche Beeinträchtigungen.238 

Gesundheitsversorgung239

Die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung ist eine öffentliche Aufgabe und 
muss es auch bleiben. Der Zugang und die Qualität der Versorgung darf nicht 
von den finanziellen Möglichkeiten der Versicherten abhängen, sondern muss 
für alle zur Verfügung stehen. Das Gesundheitssystem hat bedarfsgerechte 
Leistungen (Krankenbehandlung, Rehabilitation) und Gesundheitsgüter (Medi-
kamente, Heilbehelfe und Hilfsmittel) zur Verfügung zu stellen. Das Sachleis-
tungsprinzip in der Krankenversicherung muss auch weiterhin aufrecht erhalten 
bleiben. Nur so kann gesichert werden, dass Leistungen allen zugutekommen 
und unabhängig vom Einkommen sind. Kürzungen aus Kostengründen oder ein 
Systemwechsel (wie z. B. Kopfprämien) werden daher abgelehnt.

Pflege

Das österreichische System der Pflege und Betreuung ist gekennzeichnet durch 
einen hohen Anteil an informeller Pflege und öffentlichen Geldleistungen. Mehr 
als die Hälfte der Pflegebedürftigen werden ausschließlich von ihren Angehöri-
gen versorgt. 25 Prozent der Pflegebedürftigen werden zusätzlich von mobiler 
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Pflege und Betreuung unterstützt. Viele der Angehörigen, in der Regel Frauen, 
reduzieren ihre Arbeitszeit oder geben ihren Beruf auf, um die Pflege und Be-
treuung ihrer Verwandten zu gewährleisten. Diese Entwicklung ist wegen der 
späteren Konsequenzen (z. B. niedrigere Pensionen) bedenklich.240 

Veränderungen der Familienstrukturen führen auch zu einer Abnahme der im 
Familienverband erbrachten Pflege und Betreuung. In der Pflege ist daher auf-
grund der kleineren Haushaltsgrößen und der steigenden Erwerbsbeteiligung 
von Frauen eine wachsende Nachfrage nach professioneller Hilfe zu erwarten. 
Die Herausforderung besteht darin, auf diese Entwicklung mit einem bedarfs-
gerechten öffentlichen Leistungsangebot zu reagieren und die entsprechenden 
Finanzmittel bereitzustellen.241 

Seit 2014 ermöglicht der Gesetzgeber die Inanspruchnahme der Pflegekarenz 
beziehungsweise Pflegeteilzeit. Diese muss mit der/dem ArbeitgeberIn verein-
bart werden und ist abhängig vom Willen des/der Arbeitgebers/Arbeitgeberin. 
Seit 2007 gibt es für die 24-Stunden Betreuung im privaten Umfeld ein Förder-
modell. Demnach kann die Betreuung in privaten Haushalten im Rahmen einer 
selbständigen oder unselbständigen Erwerbstätigkeit erfolgen. In der Praxis wird 
die 24-Stunden Betreuung überwiegend auf selbständiger Basis ausgeübt, wo-
bei jedoch zumeist eine persönliche und wirtschaftliche Abhängigkeit der Be-
treuerInnen und somit Scheinselbständigkeit vorliegt. Dies hat zur Folge, dass 
weder das Arbeitszeitrecht noch das kollektivvertragliche Mindestentgelt zur 
Anwendung kommen.242 

Digitalisierung243 

Digitalisierung im Gesundheitswesen und E-Health bringen große Chancen, 
bergen aber auch viele Risiken. Der zunehmende Einsatz elektronischer Unter-
suchungs- und Dokumentationssysteme führt gerade im sensiblen Bereich der 
Gesundheitsdaten zu einer Datenflut. Das Interesse an einer Analyse und Ver-
wendung solcher Daten durch verschiedenste Gruppen (z. B. DienstgeberInnen, 
private Versicherungen usw.) ist enorm. Eine solche missbräuchliche Verwen-
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dung persönlicher Gesundheitsdaten muss unter allen Umständen verhindert 
werden. Daher muss beim Einsatz moderner Technik im Gesundheitsbereich 
immer der Datenschutz auf höchstem Niveau gewährleistet sein. Der/Die Ver-
sicherte selbst muss die Hoheit und Verfügungsgewalt über ihre/seine Daten be-
halten und selbst entscheiden können, wer welche Gesundheitsdaten einsehen 
und verwenden darf.

Europäische Säule sozialer Rechte244 

Die 2017 proklamierte „Europäische Säule sozialer Rechte“ ist als erster Schritt in 
die richtige Richtung zu begrüßen. Sie darf sich jedoch nicht in einer Auflistung 
unverbindlicher Prinzipien und Absichtserklärungen erschöpfen. Ohne eine kon-
sequente und verbindliche Umsetzung der in der Säule enthaltenen Prinzipien 
und Rechte wird es zu keinem grundlegenden Kurswechsel kommen. Die soziale 
Säule wird deshalb in Zukunft die Messlatte für die Glaubwürdigkeit europäi-
scher Politik sein.
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http://bidok.uibk.ac.at/bib-liothek/archiv/krueppel/der-krueppel-1927-1.pdf

Abb. 8: Resolution der Konferenz für Krüppelfürsorge Vgl. Kronenzeitung 21.02.1928, S. 4 f. zit. in  
http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewe-gung/docs/1928.02.21_kongress2.pdf

Abb. 9: Forderungen der Krüppelarbeitsgemeinschaft Quelle: Der Krüppel 11/12 1937, S. 48 f. zit. in  
http://bidok.uibk.ac.at/pro-jekte/behindertenbewegung/docs/1937-38-reduzierte-forderungen.pdf

Abb. 10: Bekenntnis „Der Krüppel“ 1938 Quelle: Der Krüppel 3/4 1938, zit. in  
http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behin-dertenbewegung/docs/der-krueppel-1938-3_4_seite_1.pdf

Abb. 11: Quelle: DOW (o. J.): Aktion „T4“, abgerufen am 17.09.2020 von  
https://ausstellung.de.doew.at/m22sm109.html

Abb. 12: Quelle: Gedenkort „T4“ (o. J.): Aktion „T4“, abgerufen am 17.09.2020 von   
https://www.gedenkort-t4.eu/de/wissen/aktion-t4

Abb. 13: Quelle: DOW (o. J.): Aktion „T4“, abgerufen am 17.09.2020 von  
https://ausstellung.de.doew.at/m22sm109.html

Abb. 14: Ehem. Landesobmänner des OÖZIV 
Quelle:  OÖZIV (o. J.): Historischer Rückblick, 70 Jahre Engagement für Menschen mit Behinderungen  
abgerufen am 17.09.2020 von OÖZIV (o. J.): Historischer Rückblick, 70 Jahre Engagement für Menschen 
mit Behinderungen abgerufen am 15.09.2020 von https://www7.ooe-ziv.at/dolo07/1000575/DateiPool07/
d21100120/geschichte_ooeziv.pdf, S. 4

Abb. 15: Forderungen Zivilinvalidenverband 1950 
Quelle: OÖZIV (o. J.): Historischer Rückblick, 70 Jahre Engagement für Menschen mit Behinderungen  
abgerufen am 17.09.2020 von https://www7.ooe-ziv.at/dolo07/1000575/DateiPool07/d21100120/ 
geschichte_ooeziv.pdf, S. 4

Abb. 16: Demonstration 14.06.1955 
Quelle: 30 Jahre Österreichischer Zivilinvalidenverband (1994): Auf dem Weg zu einer Lobby?,  
Jahrbuch 1994, abgerufen am 15.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewegung/docs/
lobby-oeziv-geschichte-50er-bis-90er-jahre.pdf, S. 31

Abb. 17: Führungskräfte OÖZIV seit 1948 
Quelle:  OÖZIV (o. J.): Historischer Rückblick, 70 Jahre Engagement für Menschen mit Behinderungen  
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abgerufen am 15.09.2020 von https://www7.ooe-ziv.at/dolo07/1000575/DateiPool07/d21100120/ 
geschichte_ooeziv.pdf, S. 7

Abb. 18: Schulfahrtbeihilfe BGBl. 284/1972 
Quelle: BGBl. 284/1972, abgerufen am 17.09.2020 von https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/
BgblPdf/1972_284_0/1972_284_0.pdf

Abb. 19: Kreisky 1973 
Quelle: ÖAR (1990): Kreisky. Der „große Alte“ ist tot und damit werden unvermeidliche Erinnerungen wach.  
In Monatsbericht „monat“ 09/1990, 15. Jahrgang, abgerufen am 15.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/ 
projekte/behindertenbewegung/docs/kreisky-1972.pdf

Abb. 20: Demonstration 1974 
Quelle: Kronenzeitung 13.03.1974, abgerufen am 17.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/ 
behindertenbewegung/docs/demo1974.pdf

Abb. 21: Demonstration Barrierefreiheit 1978 
Quelle: BIDOK (o. J.): abgerufen am 17.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewegung/
docs/ibn-demo-1978-bilder.pdf

Abb. 22: Forderungskatalog 1980 
Quelle: Alternativgruppen von Behinderten und Nichtbehinderten Österreichs (1980) Forderungskatalog,  
abgerufen am 15.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewegung/docs/ 
forderungskatalog-1980.pdf

Abb. 23: Blockadeaktion 1981 
Quelle: Bidok (o. J.): Flugblatt Hufburgaktion 1981, abgerufen am 17.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/ 
projekte/behindertenbewegung/docs/hofburg-aktion-1981-flugblatt.pdf

Abb. 24: Normalisierungsprinzip 1981 
Quelle: Bengt Nirje / Burt Perrin (1991); Das Normalisierungsprinzip, Band 3, Lebenshilfe Österreich,  
Wien 1991, abgerufen am 17.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewegung/docs/ 
normalisierungsprinzip.pdf

Abb. 25: Gedenkstein Club Handicap 
Quelle: 0 Jahre Österreichischer Zivilinvalidenverband (1994): Auf dem Weg zu einer Lobby?,  
Jahrbuch 1994, abgerufen am 15.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewegung/docs/
lobby-oeziv-geschichte-50er-bis-90er-jahre.pdf, S.42

Abb. 26: Zeitschrift „LOS“ (1983) 
Quelle: LOS (1983), 1. Jahrgang, Nr. 1, abgerufen am 17.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/bibliothek/archiv/
download/los-nr.-01.pdf

Abb. 27: Leistungen MOHI 
Quelle: Ewald Feierer (1988): Mobile Hilfsdienste – Beistand auf dem Weg zur Selbstständigkeit,  
Behinderte 3/88, abgerufen am 17.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewegung/docs/
mohi-linz-1983.pdf, S. 15

Abb. 28: Manfred Srb im Gespräch 
Quelle: 30 Jahre Österreichischer Zivilinvalidenverband (1994): Auf dem Weg zu einer Lobby?,  
Jahrbuch 1994, abgerufen am 15.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewegung/docs/
lobby-oeziv-geschichte-50er-bis-90er-jahre.pdf, S. 55

Abb. 29: Euthanasiedebatte 
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Bildnachweis

Quelle: Tiroler Tageszeitung 6.12.1990/Nr. 202, abgerufen am 17.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/
behindertenbewegung/docs/euthanasiedebatte-oesterreich-teil-1-zeitungsbeitraege.pdf

Abb. 30: Forderungen Mahnwache 1990 
Quelle: Forum der Behinderten- und Krüppelinitiativen (1990): Jetzt reicht es uns!, Wien 1990,  
abgerufen am 16.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewegung/docs/ 
mahnwache-offener-brief-1990.pdf

Abb. 31: Weltinvalidentag 1990 
Quelle: 30 Jahre Österreichischer Zivilinvalidenverband (1994): Auf dem Weg zu einer Lobby?,  
Jahrbuch 1994, abgerufen am 15.09.2020 von http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewegung/docs/
lobby-oeziv-geschichte-50er-bis-90er-jahre.pdf, S. 37

Abb. 32: Aufgaben BVP 
Quelle: Gründungspapier Funktionsforum „Arbeit mit Beeinträchtigung“ für Behindertenvertrauenspersonen 
im ÖGB OÖ, S. 1 f

Abb. 33: Petition „Bus und Bahn für alle“ 
Quelle: Petition an den Österreichischen Nationalrat (1995): abgerufen am 17.09.2020 von  
http://bidok.uibk.ac.at/projekte/behindertenbewegung/docs/petition-1996.pdf
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